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Prüfungsvertrag und 
Auftragsdurchführung

Gesundheit Österreich GmbH  

An die Mitglieder der Geschäftsführung der
Gesundheit Österreich GmbH
Wien

Wir haben die Prüfung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2024 der

Gesundheit Österreich GmbH,
Wien,

(im Folgenden auch kurz "Gesellschaft" genannt)

abgeschlossen und erstatten über das Ergebnis dieser Prüfung den folgenden Bericht:

1. Prüfungsvertrag und Auftragsdurchführung

In der Generalversammlung vom 17. Juni 2024 der Gesundheit Österreich GmbH, Wien, wurden wir zum 
Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2024 gewählt bzw. bestellt. Die Gesellschaft, vertreten durch die 
Geschäftsführung, schloss mit uns einen Prüfungsvertrag, den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2024  
unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht gemäß den §§ 269 ff UGB zu prüfen.

Bei der Gesellschaft handelt es sich um eine große Kapitalgesellschaft iSd § 221 UGB.

Bei der gegenständlichen Prüfung handelt es sich um eine Pflichtprüfung.

Diese Prüfung erstreckte sich darauf, ob bei der Erstellung des Jahresabschlusses und der Buchführung 
die gesetzlichen Vorschriften beachtet wurden. Der Lagebericht ist darauf zu prüfen, ob er mit dem 
Jahresabschluss im Einklang steht und ob er nach den geltenden rechtlichen Anforderungen aufgestellt 
wurde.

Bei unserer Prüfung beachteten wir die in Österreich geltenden gesetzlichen Vorschriften und die 
berufsüblichen Grundsätze ordnungsgemäßer Durchführung von Abschlussprüfungen. Diese Grundsätze 
erfordern die Anwendung der internationalen Prüfungsstandards (International Standards on Auditing). Wir 
weisen darauf hin, dass die Abschlussprüfung mit hinreichender Sicherheit die Richtigkeit des Abschlusses 
gewährleisten soll. Eine absolute Sicherheit lässt sich nicht erreichen, weil jedem internen Kontrollsystem die 
Möglichkeit von Fehlern immanent ist und auf Grund der stichprobengestützten Prüfung ein unvermeidbares 
Risiko besteht, dass wesentliche falsche Darstellungen im Jahresabschluss unentdeckt bleiben. Die Prüfung 
erstreckte sich nicht auf Bereiche, die üblicherweise den Gegenstand von Sonderprüfungen bilden.

Wir führten die Prüfung mit Unterbrechungen im Zeitraum von April bis Juni 2025 in Wien durch. Die Prüfung 
wurde mit dem Datum dieses Berichts materiell abgeschlossen.

Für die ordnungsgemäße Durchführung des Auftrages ist Herr Mag. Helmut KNITTELFELDER, 
Wirtschaftsprüfer, verantwortlich.

Grundlage für unsere Prüfung ist der mit der Gesellschaft abgeschlossene Prüfungsvertrag, bei dem die von 
der Kammer der Steuerberater und Wirtschaftsprüfer (KSW) herausgegebenen "Allgemeinen 
Auftragsbedingungen für Wirtschaftstreuhandberufe (AAB)" einen integrierten Bestandteil bilden. Diese 
Auftragsbedingungen gelten nicht nur zwischen der Gesellschaft und dem Abschlussprüfer, sondern auch 
gegenüber Dritten. Bezüglich unserer Verantwortlichkeit und Haftung als Abschlussprüfer gegenüber der 
Gesellschaft und gegenüber Dritten kommt § 275 UGB zur Anwendung.
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Aufgliederung und Erläuterung von 
wesentlichen Posten des 

Jahresabschlusses
Gesundheit Österreich GmbH  

2. Aufgliederung und Erläuterung von wesentlichen Posten des Jahresabschlusses

Alle erforderlichen Aufgliederungen und Erläuterungen von wesentlichen Posten des Jahresabschlusses sind 
im Anhang des Jahresabschlusses und im Lagebericht enthalten. Wir verweisen daher auf die 
entsprechenden Angaben der Geschäftsführung im Anhang des Jahresabschlusses und im Lagebericht.
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Zusammenfassung des 
Prüfungsergebnisses

Gesundheit Österreich GmbH  

3. Zusammenfassung des Prüfungsergebnisses

3.1. Feststellungen zur Gesetzmäßigkeit von Buchführung und Jahresabschluss und zum 
Lagebericht

Bei unseren Prüfungshandlungen stellten wir die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften und der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung fest.

Im Rahmen unseres risiko- und kontrollorientierten Prüfungsansatzes haben wir - soweit wir dies für unsere 
Prüfungsaussage für notwendig erachteten - die internen Kontrollen in Teilbereichen des Rechnungslegungs- 
prozesses in die Prüfung einbezogen.

Hinsichtlich der Gesetzmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichtes verweisen wir auf unsere 
Ausführungen im Bestätigungsvermerk.

3.2. Erteilte Auskünfte

Der gesetzliche Vertreter erteilte die von uns verlangten Aufklärungen und Nachweise. Eine vom 
gesetzlichen Vertreter unterfertigte Vollständigkeitserklärung haben wir zu unseren Akten genommen.

3.3. Stellungnahme zu Tatsachen nach § 273 Abs  2 und Abs 3 UGB (Ausübung der 
Redepflicht)

Bei Wahrnehmung unserer Aufgaben als Abschlussprüfer haben wir keine Tatsachen festgestellt, die den 
Bestand der geprüften Gesellschaft gefährden oder ihre Entwicklung wesentlich beeinträchtigen können oder 
die schwerwiegende Verstöße des gesetzlichen Vertreters oder von Arbeitnehmern gegen Gesetz oder 
Gesellschaftsvertrag erkennen lassen. Wesentliche Schwächen bei der internen Kontrolle des 
Rechnungslegungsprozesses sind uns nicht zur Kenntnis gelangt. Die Voraussetzungen für die Vermutung 
eines Reorganisationsbedarfs (§ 22 Abs 1 Z 1 URG) sind nicht gegeben.

Mag. Gerhard Pichler Wirtschaftsprüfung 
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Bestätigungsvermerk
Gesundheit Österreich GmbH  

4. Bestätigungsvermerk

Bericht zum Jahresabschluss

Prüfungsurteil

Wir haben den Jahresabschluss der

Gesundheit Österreich GmbH,
Wien, 

bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2024, der Gewinn- und Verlustrechnung für das an diesem 
Stichtag endende Geschäftsjahr und dem Anhang, geprüft.

Nach unserer Beurteilung entspricht der beigefügte Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und 
vermittelt ein möglichst getreues Bild der Vermögens- und Finanzlage zum 31. Dezember 2024 sowie der 
Ertragslage der Gesellschaft für das an diesem Stichtag endende Geschäftsjahr in Übereinstimmung mit den 
österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften.

Grundlage für das Prüfungsurteil

Wir haben unsere Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Diese Grundsätze erfordern die Anwendung der 
International Standards on Auditing (ISA). Unsere Verantwortlichkeiten nach diesen Vorschriften und 
Standards sind im Abschnitt „Verantwortlichkeiten des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von der 
Gesellschaft unabhängig in Übereinstimmung mit den österreichischen unternehmensrechtlichen und 
berufsrechtlichen Vorschriften, und wir haben unsere sonstigen beruflichen Pflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns bis zum Datum des 
Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für 
unser Prüfungsurteil zu diesem Datum zu dienen.

Verantwortlichkeiten des gesetzlichen Vertreters für den Jahresabschluss

Der gesetzliche Vertreter ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses und dafür, dass dieser 
in Übereinstimmung mit den österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften ein möglichst getreues 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner ist der gesetzliche Vertreter 
verantwortlich für die internen Kontrollen, die er als notwendig erachtet, um die Aufstellung eines 
Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen 
Handlungen oder Irrtümern ist.
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist der gesetzliche Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit 
der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen, Sachverhalte im Zusammenhang 
mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit - sofern einschlägig - anzugeben, sowie dafür, den 
Rechnungslegungsgrundsatz der Fortführung der Unternehmenstätigkeit anzuwenden, es sei denn, der 
gesetzliche Vertreter beabsichtigt, entweder die Gesellschaft zu liquidieren oder die Unternehmenstätigkeit 
einzustellen, oder hat keine realistische Alternative dazu.

Mag. Gerhard Pichler Wirtschaftsprüfung 
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Bestätigungsvermerk
Gesundheit Österreich GmbH  

Verantwortlichkeiten des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses  

Unsere Ziele sind, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von 
wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist, und einen 
Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil beinhaltet. Hinreichende Sicherheit ist ein hohes 
Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit den österreichischen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Abschlussprüfung, die die Anwendung der ISA erfordern, durchgeführte 
Abschlussprüfung eine wesentliche falsche Darstellung, falls eine solche vorliegt, stets aufdeckt. Falsche 
Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich 
angesehen, wenn von ihnen einzeln oder insgesamt vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie die 
auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Nutzern 
beeinflussen.

Als Teil einer Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung, die die Anwendung der ISA erfordern, üben wir während der gesamten 
Abschlussprüfung pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung.

Darüber hinaus gilt:

Wir identifizieren und beurteilen die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen aufgrund von dolosen 
Handlungen oder Irrtümern im Abschluss, planen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken, 
führen sie durch und erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage 
für unser Prüfungsurteil zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche 
falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist höher als ein aus Irrtümern resultierendes, da dolose 
Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende 
Darstellungen oder das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.
Wir gewinnen ein Verständnis von dem für die Abschlussprüfung relevanten internen Kontrollsystem, um 
Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit 
dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit des internen Kontrollsystems der Gesellschaft abzugeben.
Wir beurteilen die Angemessenheit der vom gesetzlichen Vertreter angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der vom gesetzlichen Vertreter dargestellten 
geschätzten Werte in der Rechnungslegung und damit zusammenhängende Angaben.
Wir ziehen Schlussfolgerungen über die Angemessenheit der Anwendung des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit durch den gesetzlichen 
Vertreter sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit 
im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die erhebliche Zweifel an der Fähigkeit 
der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir die 
Schlussfolgerung ziehen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, in unserem 
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss aufmerksam zu machen oder, 
falls diese Angaben unangemessen sind, unser Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere 
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten 
Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch die Abkehr der 
Gesellschaft von der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zur Folge haben.
Wir beurteilen die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich 
der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse in 
einer Weise wiedergibt, dass ein möglichst getreues Bild erreicht wird.

Mag. Gerhard Pichler Wirtschaftsprüfung 
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zum 31.12.2024Gesundheit Österreich GmbH

BILANZ

Beilage I

€€
31.12.202431.12.2024

€
31.12.2023Aktiva

A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

1. gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte
und Vorteile und Software 42.647,97 47.998,30

II. Sachanlagen

1. Bauten 209.017,62 262.358,48
davon Investitionen in fremde Gebäude 209.017,62 262.358,48

2. Betriebs- und Geschäftsausstattung 283.360,21 365.639,31

492.377,83 627.997,79

III. Finanzanlagen

1. Anteile an verbundenen Unternehmen 35.000,00 35.000,00

570.025,80 710.996,09

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte

1. noch nicht abrechenbare Leistungen 460.759,32 936.790,11

abzüglich erhaltene Anzahlungen -21.627,78 0,00

439.131,54 936.790,11

II. Forderungen und sonstige
Vermögensgegenstände

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 21.542.762,56 13.593.537,48
davon gegenüber verbundenen Unternehmen 299.438,11 794.902,49

2. sonstige Forderungen und
Vermögensgegenstände 3.906.586,51 3.424.950,44
davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr 3.631.198,34 3.184.117,18

25.449.349,07 17.018.487,92

III. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 13.573.645,97 16.139.744,68

39.462.126,58 34.095.022,71

C. Rechnungsabgrenzungsposten 10.628.797,94 27.509.221,01

Summe Aktiva 50.660.950,32 62.315.239,81

€€
31.12.202431.12.2024

€
31.12.2023Passiva

A. Eigenkapital

I. eingefordertes Stammkapital 35.000,00 35.000,00
übernommenes Stammkapital 35.000,00 35.000,00
einbezahltes Stammkapital 35.000,00 35.000,00

II. Kapitalrücklagen

1. gebundene 59.477,15 59.477,15

2. nicht gebundene 1.440.860,35 1.440.860,35

1.500.337,50 1.500.337,50

III. Gewinnrücklagen

1. gesetzliche Rücklagen 3.500,00 3.500,00

2. andere Rücklagen (freie Rücklagen) 6.101.403,98 3.329.258,19

3. gewidmete Rücklagen 30.000,00 30.000,00

6.134.903,98 3.362.758,19

IV. Bilanzgewinn 0,00 1.144.168,53
davon Gewinnvortrag 0,00 1.144.168,53

7.670.241,48 6.042.264,22

B. Investitionszuschüsse 49.880,00 51.558,69

C. Rückstellungen

1. Rückstellungen für Abfertigungen 3.842.540,00 3.282.245,00

2. sonstige Rückstellungen 6.167.183,39 6.841.904,89

10.009.723,39 10.124.149,89

D. Verbindlichkeiten

1. erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen 2.593.677,44 1.256.937,68
davon mit einer Restlaufzeit von bis zu einem Jahr 2.593.677,44 1.256.937,68

2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 19.267.465,86 35.940.705,37
davon mit einer Restlaufzeit von bis zu einem Jahr 18.050.428,65 29.412.439,26
davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr 1.217.037,21 6.528.266,11

3. sonstige Verbindlichkeiten 2.884.696,37 1.927.718,40
davon aus Steuern 471.118,80 396.801,18
davon im Rahmen der sozialen Sicherheit 703.529,93 599.406,62
davon mit einer Restlaufzeit von bis zu einem Jahr 2.884.696,37 1.927.718,40

24.745.839,67 39.125.361,45
davon mit einer Restlaufzeit von bis zu einem Jahr 23.528.802,46 32.597.095,34
davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr 1.217.037,21 6.528.266,11

E. Rechnungsabgrenzungsposten 8.185.265,78 6.971.905,56

Summe Passiva 50.660.950,32 62.315.239,81
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 bis 31.12.2024Gesundheit Österreich GmbH

GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG

Beilage II

01.01.2024

€€
20242024

€
2023

1. Umsatzerlöse 74.550.501,79 66.279.244,43

2. Veränderung des Bestands an noch
nicht abrechenbaren Leistungen -476.030,79 517.840,77

3. sonstige betriebliche Erträge

a) Erträge aus der Auflösung von
Rückstellungen 321.319,08 5.950,00

b) übrige 958.260,76 379.805,05

1.279.579,84 385.755,05

4. Aufwendungen für Material und
sonstige bezogene
Herstellungsleistungen

a) Aufwendungen für Projekte und
bezogene Leistungen 36.386.514,36 35.308.328,36

5. Personalaufwand

a) Gehälter 25.345.042,68 20.838.196,32

b) soziale Aufwendungen 6.618.944,87 5.591.901,57

aa) Aufwendungen für Abfertigungen
und Leistungen an betriebliche
Mitarbeitervorsorgekassen 353.858,87 306.009,01

bb) Aufwendungen für gesetzlich
vorgeschriebene Sozialabgaben
sowie vom Entgelt abhängige
Abgaben und Pflichtbeiträge 5.588.720,93 4.720.771,98

31.963.987,55 26.430.097,89

6. Abschreibungen

a) auf immaterielle Gegenstände des
Anlagevermögens und
Sachanlagen 400.196,44 390.357,29

7. sonstige betriebliche
Aufwendungen

a) übrige 5.124.983,28 4.742.737,02

8. Zwischensumme aus Z 1 bis 7
(Betriebsergebnis) 1.478.369,21 311.319,69

9. sonstige Zinsen und ähnliche
Erträge 149.608,05 119.316,26

10. Zwischensumme aus Z 9 bis 9
(Finanzergebnis) 149.608,05 119.316,26

11. Ergebnis vor Steuern (Summe aus
Z 8 und Z 10) 1.627.977,26 430.635,95

12. Ergebnis nach Steuern 1.627.977,26 430.635,95

13. Jahresüberschuss 1.627.977,26 430.635,95

14. Zuweisung zu Gewinnrücklagen 1.627.977,26 430.635,95

15. Gewinnvortrag aus dem Vorjahr 0,00 1.144.168,53

16. Bilanzgewinn 0,00 1.144.168,53
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1 Geschäftsverlauf und Geschäftslage 

1.1 Einleitung 

Die Gesundheit Österreich GmbH (GÖG) wurde per Bundesgesetz über die Errichtung der Ge-

sundheit Österreich GmbH (GÖGG) am 1. August 2006 gegründet. Mit Inkrafttreten dieses Ge-

setzes sind alle Rechte und Pflichten des Fonds „Österreichisches Bundesinstitut für Gesund-

heitswesen“ (ÖBIG) und des Fonds „Gesundes Österreich“ (FGÖ) im Sinne einer Gesamtrechts-

nachfolge auf die GÖG übergegangen. 

Die Aufgaben der GÖG sind durch das GÖGG eindeutig definiert. Für jeden Geschäftsbereich 

gibt es einen klar definierten gesetzlichen Aufgabenkatalog. 

Die Geschäftsbereiche „Österreichisches Bundesinstitut für Gesundheitswesen“ (ÖBIG) und Bun-

desinstitut für Qualität im Gesundheitswesen (BIQG) haben die, für die jeweiligen Bereiche defi-

nierten, gesetzlichen Aufgaben ausschließlich gegenüber dem Bund zu erfüllen. Umgekehrt ist 

der Bund durch das GÖGG verpflichtet, diese gesetzlich definierten Aufgaben, sofern der GÖG 

ausreichend qualifizierte Ressourcen zur Verfügung stehen, ausschließlich der GÖG zu übertra-

gen und dafür die erforderlichen Mittel bereitzustellen. 

Zum Teil abweichend von den Geschäftsbereichen sind aufgrund rechtlicher Bestimmungen in-

nerhalb des Rechnungswesens folgende Rechnungskreise eingerichtet: 

• Rechnungskreis ÖBIG/BIQG (dieser umfasst die Geschäftsbereiche ÖBIG - mit Ausnahme 

des Stammzellregisters – und BIQG). 

• Rechnungskreis FGÖ (dieser umfasst den Geschäftsbereich FGÖ). 

• Rechnungskreis ÖSZR (dieser umfasst das „Österreichische Stammzellregister“ (ÖSZR), das 

im Geschäftsbereich ÖBIG angesiedelt und aufgrund des § 4a (3) GÖG-Gesetz in einem ei-

genen Verrechnungskreis abzubilden ist). 

Aus Gründen der Transparenz und besseren Abgrenzbarkeit wurden im Jahr 2021 zwei weitere 

Rechnungskreise eingerichtet. 

• Rechnungskreis Recovery and Resilience Facility (RRF): Als Folge der Covid-19 Pandemie 

wurde auf europäischer Ebene ein Finanzierungstopf für die Umsetzung eines Recovery and 

Resilience Facility (RRF) Programms eingerichtet, das auf nationaler Ebene umgesetzt wird. 

Die GÖG wurde vom Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen-

tenschutz (BMSGPK) mit umfangreichen Arbeiten bei der Umsetzung des österreichischen 

RRF-Programms im Gesundheits- und Sozialbereich beauftragt. Im Rahmen der Abwicklung 

dieses Programms werden von der GÖG auch sehr umfangreiche Förderungen und Finan-

zierungen durchgeführt. Die Umsetzung dieses Programms dauert teilweise bis Ende des 

Jahres 2029. 

• Rechnungskreis Agenda Gesundheitsförderung: Ebenfalls als Folge der Covid-19 Pandemie 

wurden von der Österreichischen Bundesregierung zusätzliche Finanzmittel für die Gesund-

heitsförderung zur Verfügung gestellt. Auch in diesem Fall wurde die GÖG vom BMSGPK 

mit der Erarbeitung und Umsetzung eines Gesundheitsförderungsprogramms beauftragt.  

Im Auftrag des Eigentümers der GÖG (100 % Bund) wurden mit 1. August 2006 zwei Tochterge-

sellschaften gegründet. Die GÖG ist zu 100 % Eigentümerin der gemeinnützigen Gesundheit 
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Österreich Forschungs- und Planungsgesellschaft mbH sowie der nicht gemeinnützigen Ge-

sundheit Österreich Beratungsgesellschaft mbH. Über diese Tochtergesellschaften werden Pro-

jektarbeiten abgewickelt, die nicht vom Bund beauftragt werden, wobei sich die Tochtergesell-

schaften der Ressourcen der GÖG bedienen. Die Zusammenarbeit zwischen der GÖG und den 

Tochtergesellschaften wird jeweils durch ein Service Level Agreement geregelt. 

1.2 Beschreibung des Geschäftsverlaufs 

a) Rechnungskreis ÖBIG/BIQG 

Geschäftsbereich ÖBIG – Fachabteilungen 

In den einzelnen Fachabteilungen des Geschäftsbereiches ÖBIG gab es im Geschäftsjahr 2024 

folgende Arbeitsschwerpunkte: 

Abteilung Gesundheit, Gesellschaft und Chancengerechtigkeit: 

• Joint Action „Prevent NCD“: Start der vierjährigen EU-Initiative zur Prävention nichtüber-

tragbarer Krankheiten mit einem Budget von 95,5 Millionen Euro. Beteiligung von 25 Län-

dern und 105 Partnerorganisationen. 

• Gesundheitsfolgenabschätzung: Aufbereitung von Lernerfahrungen zu Health Impact As-

sessments (HIAs) und anderen Folgenabschätzungen. Identifikation förderlicher und hin-

derlicher Rahmenbedingungen für HiAP. 

• Frühe Hilfen und Social Prescribing: Projekte zur Umsetzung von HiAP 

• Sozioökonomische Determinanten der Gesundheit: Fokus auf Armut und Gesundheit, Ar-

beitslosigkeit und „Working Poor“. 

• Verhütungsbericht 2024 und Menstruationsgesundheitsbericht 2024: Erhebung reprä-

sentativer Daten zu bisher nicht erfassten Themen in Österreich. 

• Projekt PCR-Pan: Auszeichnung mit dem Richard-Horst Noack Preis für Innovation in 

Public Health. 

Abteilung Gesundheitsberufe und Langzeitpflege: 

• Gesetzesnovellierungen: 2024 wurden das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz (GuKG) 

sowie das Gesetz über die gehobenen medizinisch-therapeutisch-diagnostischen Gesund-

heitsberufe (MTDG) novelliert. Die Abteilung war maßgeblich an diesen Reformen beteiligt. 

• Qualifikationsprofile und Evaluierungen: Entwicklung neuer Qualifikationsprofile im geho-

benen Dienst für Gesundheits- und Krankenpflege und Evaluierung des Sanitätergesetzes 

(SanG). 

• Attraktivierung der Gesundheitsberufe: Mitarbeit in Projekten, Beiräten und Gremien zur 

Attraktivierung der Gesundheitsberufe und zum Ausbau der integrierten Versorgung. 

• Pflegereporting: Veröffentlichung und digitale Bereitstellung von Indikatoren zur Pflege-

personalsituation auf pflege.gv.at. 

• Demenzstrategie und Community Nursing: Begleitung der Pilotierung von Community 

Nursing und Arbeiten im Zuge der Demenzstrategie. 
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Abteilung Gesundheitsökonomie und -systemanalyse: 

• Zielsteuerung-Gesundheit: Begleitung der Erstellung eines neuen Zielsteuerungsvertrags 

auf Bundesebene, Anwendung neuer Ausgabenobergrenzen und Weiterentwicklung der 

Finanzzielsteuerung. 

• Monitoring und Evaluierungen: Monitoring der Gesundheitsreform und der Agenda Ge-

sundheitsförderung, Evaluierungen zu telemedizinischen Interventionen, Influenza-Impf-

programm und Gesundheitshotline 1450. 

• Systemanalysen: Prognose der Nachfrage nach IVF-Behandlungen, Analyse der Rahmen-

bedingungen der humangenetischen Gesundheitsversorgung und Bedarfsabschätzung zu 

OP-Robotik in Österreich. 

Kompetenzzentrum Sucht 

Das Kompetenzzentrum Sucht (KOSU) ist in Österreich die führende Institution im Bereich 

Sammlung, Analyse und Verfügbarmachung empirischer und strategischer Daten in Bezug auf 

illegale Drogen, Alkohol, Psychopharmaka, Tabak und verwandte Produkte, Glücksspiel und an-

dere suchtrelevante Verhaltensweisen. Es spielt eine wichtige Rolle in nationalen und internatio-

nalen Netzwerken mit politischem, wissenschaftlichem und praxisrelevantem Suchtbezug. 

Abteilung Pharmaökonomie: 

• Nachhaltiger Zugang zu Medikamenten: Unterstützung der Geschäftsstelle des Bewer-

tungsboards zur einheitlichen Nutzenbewertung von Medikamenten in österreichischen 

Krankenanstalten  

• Evidenzbasierte Politikberatung: Anpassung des Medizinprodukte- und Prüfanstaltenre-

gisters gemäß der neuen österreichischen Medizinproduktemeldeverordnung und Durch-

führung von Studien im Auftrag der Europäischen Kommission  

• Europäische Projekte: Arbeit an Projekten zu Lieferengpässen bei Medikamenten, Zugang 

zu hochpreisigen Gesundheitstechnologien, Optimierung der Arzneimittelbeschaffung und 

Förderung von Biosimilar-Medikamenten  

Abteilung Planung und Systementwicklung: 

• Koordinierte Zusammenarbeit: Die Abteilung arbeitet eng mit Bund, Ländern, Gemeinden 

und der Sozialversicherung zusammen, basierend auf dem Österreichischen Strukturplan 

Gesundheit (ÖSG)  

• Sektorenübergreifendes Versorgungsmodell: Im Jahr 2024 wurde ein neues Modell zur 

Schmerzversorgung integriert und hygienische Standards für räumliche Voraussetzungen 

zur Leistungserbringung zusammengeführt  

• Analyse von Patientenwegen: Pseudonymisierte Daten wurden zur Analyse von Patienten-

wegen ausgewertet, um die Prämisse „digital vor ambulant vor stationär“ zu unterstützen  

• Kohortenmodell für ärztliches Personal: Ein Modell zur Prognose des ärztlichen Personal-

bedarfs wurde entwickelt, das ärztliche Karrieren datenbasiert nachvollzieht  

• Leistungsorientierte Krankenanstaltenfinanzierung: Das Modell wurde neu strukturiert, 

um vermehrt ambulante und tagesklinische Leistungen als kostengünstigere Alternative zu 

fördern 
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Abteilung Internationales, Policy, Evaluation und Digitalisierung (IPED): 

• Im Jahr 2024 bearbeiteten die GÖG und ihre Tochtergesellschaften rund 53 Projekte mit 

internationalem Bezug. Der wichtigste Auftraggeber – zum Teil mit Rahmenverträgen – ist 

die Europäische Kommission. 

• Nationale Koordinationsstelle für Onkologie: 2024 ging die abteilungsübergreifende Ko-

ordinationsstelle in den Regelbetrieb über. Sie beschäftigt sich mit Onkologie aus einer 

Public-Health-Perspektive und arbeitet mit nationalen Beratungsgremien zusammen 

• EU Joint Actions: Start von EUCanScreen (Implementation of Cancer Screening Program-

mes) und EUnetCCC (European Network on Comprehensive Cancer Centres), für die die 

GÖG als nationale Stelle fungiert  

• Europäischer Gesundheitsdatenraum (EHDS): Fortsetzung der Arbeiten an Projekten zur 

Definition und Erarbeitung technischer Voraussetzungen und Standards für den Daten-

transfer 

• Sekundärnutzung von Gesundheitsdaten: Vorbereitung auf die Umsetzung der Bestim-

mungen zur Weiterverwendung pseudonymisierter Gesundheitsdaten in Forschung und 

Gesundheitspolitik 

• eHealth-Strategie Österreich: Der 2023 ausgearbeitete Entwurf wurde 2024 im Rahmen 

eines Partizipationsprozesses diskutiert, überarbeitet und im Juli 2024 vorgestellt 

Abteilung Psychische Gesundheit und Gewaltschutz: 

• Zielsteuerungsvertrag 2024–2028: Psychosoziale Gesundheit wurde als eigenständiges 

operatives Ziel aufgenommen, um eine bedarfsgerechte Versorgung zu gewährleisten  

• Pandemie und Krisen: Diese haben gezeigt, dass Mental Health ein zentraler Public-

Health-Faktor ist  

• Joint Action ImpleMENTAL der EU: Das Suizidpräventionsprogramm SUPRA diente als 

Modell guter Praxis für die Ausrollung in 15 EU-Staaten  

• Konferenzen und Präsentationen: Beiträge beim European Symposium on Suicide and 

Suicidal Behaviour in Rom und der „Together Against Stigma“-Konferenz in Reykjavík  

• Migrationsplattform: Empfehlungen für Mindeststandards für Peer-Projekte wurden erar-

beitet  

• Expertengespräche und Kompetenzgruppen: Diskussionen zum Unterbringungsgesetz 

und Veröffentlichung von Empfehlungen zur Entstigmatisierung  

• Psychotherapieforschung: Arbeiten zu Psychotherapie-Ambulanzen und Kernkompeten-

zen von Psychotherapie und klinischer Psychologie  

• Gewaltschutz: Konzept zur einheitlichen Datenerfassung in Krankenanstalten und Integra-

tion des Themas in Curricula der Gesundheitsberufe  

Geschäftsbereich ÖBIG – Öffentliche Serviceeinrichtungen 

Gesundheitsportal 

Ein Ziel des Gesundheitsportals ist es, die Gesundheitskompetenz der Menschen in Österreich 

zu fördern und dadurch ihre Mitwirkungs- und Entscheidungsmöglichkeiten in der Gesundheits-

versorgung zu steigern. Im Jahr 2024 verzeichnete das öffentliche Gesundheitsportal gesund-

heit.gv.at mehr als 11,8 Millionen Besuche. Das Angebot umfasst insgesamt mehr als 6.000 
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Seiten. Die größten Themenbereiche sind „Krankheiten“ mit rund 1.000 Seiten, „Gesund leben“ 

mit 670 Seiten und „Diagnose & Labor“ mit 570 Seiten. Zudem können Bürger:innen E-Health-

Services nutzen, u.a. durch Direkteinstieg in die elektronische Gesundheitsakte (ELGA) oder den 

e-Impfpass. 

ÖBIG-Transplant 

Die GÖG nimmt seit 1991 wichtige nationale und internationale Organisations- und Förderauf-

gaben im Transplantationswesen bei Organ- und Stammzellspenden wahr. Im Jahr 2024 wurden 

in österreichischen Krankenanstalten insgesamt 637 Organtransplantationen durchgeführt, 58 

davon von Lebendspenderinnen bzw. -spendern und 579 mit Organen Verstorbener. Die Or-

ganspenderate lag in Österreich bei 18,1 pro eine Million Einwohner:innen. Ein umfangreiches 

Förderprogramm umfasst zahlreiche Maßnahmen im Bereich der Organ- und Stammzellspende 

sowie -transplantation. Mit Stand Dezember 2024 waren 66.192 Personen in das seit 1995 an 

der GÖG geführte Widerspruchsregister eingetragen und es wurden dort 1.093 Abfragen regis-

triert. 

Gesundheitsberuferegister 

Das Gesundheitsberuferegister (GBR) ist ein elektronisches Verzeichnis, in dem alle Angehörigen 

der Gesundheits- und Krankenpflegeberufe, der gehobenen medizinisch-therapeutisch-diag-

nostischen (MTD) und der Operationstechnischen Assistenz (OTA) erfasst werden. Die Eintra-

gung ist Voraussetzung für die Berufsausübung im jeweiligen Gesundheitsberuf in Österreich 

und sie ist fünf Jahre gültig. Die Abteilung „Gesundheitsberuferegister“ an der GÖG und die 

Bundesarbeitskammer registrieren in geteilter Zuständigkeit alle Berufsangehörigen. Die GÖG 

ist die registerführende Stelle, die Daten werden laufend aktualisiert. Im Jahr 2024 wurden rund 

11.500 Neueinträge und 84.000 Verlängerungen abgewickelt. Das elektronische Register unter-

stützt als E-Government-Anwendung eine moderne, papierlose und effiziente Verwaltung. Zu-

dem leistet es einen wesentlichen Beitrag zur Qualitätssicherung im Gesundheitswesen und zur 

Patientensicherheit. Es enthält Informationen über die Berechtigung der einzelnen Berufsange-

hörigen und ist für alle Interessierten öffentlich unter gbr.gv.at einsehbar. Mit Stichtag 

31.12.2024 waren rund 229.000 Angehörige von 11 Gesundheitsberufen im GBR eingetragen. 

Vergiftungsinformationszentrale 

Die Vergiftungsinformationszentrale (VIZ) ist „Rund um die Uhr“ an der GÖG unter der Notruf-

nummer +43 1 4064343 erreichbar. Toxikologisch geschulte Ärztinnen und Ärzte beantworten 

Fragen zu akuten Vergiftungen bzw. einem Verdacht darauf. Auf Basis der telefonisch übermit-

telten Informationen werden die Anrufer:innen beraten, ob ärztliche Hilfe notwendig ist. Die VIZ 

unterstützt auch medizinisches Personal mit diagnostischem und therapeutischem Wissen. Ab-

gesehen vom unmittelbaren Nutzen für die anrufende Person wird durch die telefonische Bera-

tung bei Vergiftungsverdacht eine Reduktion der Kosten im Gesundheitssystem durch weniger 

Rettungseinsätze und Krankenhausaufenthalte erreicht. Im Jahr 2024 wurden insgesamt rund 

33.000 Anfragen entgegengenommen und circa 30.000 Anrufe zu konkreten toxikologischen 

Problemen bearbeitet. Die Anrufe zu Betroffenen kamen überwiegend von Laien (64 %), 
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Krankenhausärztinnen und -ärzten und Rettungskräften (32%). Rund 46 Prozent der Betroffenen 

waren Kinder. Rund 80 Toxikologinnen und Toxikologen aus Deutschland, der Schweiz, der Slo-

wakei und Österreich treffen sich jährlich zum Zweck der Fortbildung und Qualitätssicherung 

sowie zum Erfahrungsaustausch. 

Geschäftsbereich Bundesinstitut für Qualität im Gesundheitswesen (BIQG) 

Das Bundesinstitut für Qualität im Gesundheitswesen (BIQG) wurde im Jahr 2007 als Geschäfts-

bereich der GÖG auf Basis des Gesundheitsqualitätsgesetzes gegründet. Das BIQG bestand im 

Jahr 2024 aus drei Abteilungen mit folgenden Arbeitsschwerpunkten: 

Gesundheitsqualitätsportal  

Mit dem Gesundheitsqualitätsportal (gesundheit-qualität.gv.at) soll ein „Single Entry Point“ zu 

Gesundheitsthemen mit Qualitätsbezug in Österreich geschaffen, Kooperationen ermöglicht so-

wie Wissenschaft und praxisorientierte Forschung verschränkt werden. Im Jahr 2024 wurden 

dazu umfangreiche Aufbauarbeiten geleistet. 

Patientensicherheit 

Im Jahr 2024 wurden der Jahresbericht „Patientensicherheit 2022“ sowie Patienteninformatio-

nen zum „Aufnahme- und Entlassungsmanagement – QS AUFEM“ in einer Standard- und einer 

Leicht-Lesen-Version veröffentlicht. Zudem wurde an der Aktualisierung der aktuellen Patien-

tensicherheitsstrategie und dem Aufbau eines Melde- und Lernsystems von Never Events im 

Gesundheitswesen gearbeitet.  

Qualitätsstrategie  

In einem breiten Beteiligungsprozess mit Zielsteuerungspartnern sowie Fach- und Erfahrungs-

expertinnen und -experten wurden basierend auf der Evaluierung der Qualitätsstrategie 2.1, den 

Handlungsempfehlungen aus den Ergebnissen der sektorenübergreifenden Patientenbefragung 

2022 sowie aus einer Umfrage beim Qualitätssymposium 2024 fünf Themenschwerpunkte prio-

risiert und dazu Ziele und Maßnahmen erarbeitet. Die Qualitätsstrategie 3.0 soll 2025 in den 

Zielsteuerungsgremien abgenommen und anschließend publiziert werden. 

Dem Rechnungskreis ÖBIG/BIQG standen im Jahr 2024 durch Beauftragung für Arbeiten seitens 

des BMSGPK, durch Kofinanzierungen zur Leistungsanweisung, durch Beauftragungen der Bun-

desgesundheitsagentur sowie des Tochtergeschäfts insgesamt € 30,44 Mio. zur Verfügung (Vor-

jahr: € 23,63 Mio.).  

b) Rechnungskreis Recovery and Resilience Facility (RRF) 

Die GÖG wurde vom BMSGPK mit umfangreichen Arbeiten bei der Umsetzung des österreichi-

schen RRF-Programms im Gesundheits- und Sozialbereich beauftragt. Im Rahmen der 
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Abwicklung dieses Programms werden von der GÖG ab dem Jahr 2022 auch sehr umfangreiche 

Förderungen und Finanzierungen durchgeführt. 

Koordination Primärversorgung 

Seit 2021 begleitet die Koordination Primärversorgung (KPV) das Projekt „Attraktivierung und 

Förderung der Primärversorgung in Österreich“, das im Rahmen der Aufbau- und Resilienzfazi-

lität der EU durchgeführt wird. Insgesamt stehen für dieses Projekt bis Ende des Jahres 2029 

€ 100 Mio. zur Verfügung.  

Die Plattform Primärversorgung (PPV) zählte Ende 2024 mehr als 2.100 Einzel- und 122 instituti-

onelle Mitglieder. Bei der Neugründung von Primärversorgungseinheiten (PVE) bietet der PVE-

Accelerator zahlreiche Unterstützungsmöglichkeiten. So stehen den Gründerinnen und Grün-

dern unter anderem insgesamt 19 Mentorinnen und Mentoren beratend zur Seite. Die Ausbe-

zahlung der Fördermittel an die PVE erfolgt nicht durch die GÖG. 

Koordinationsstelle Community Nursing (CN) 

Die Etablierung von CN ist ein wichtiges Anliegen der österreichischen Gesundheits- und Sozi-

alpolitik und stellt eine nachhaltige Investition dar. Ziel ist es, die Gesundheitskompetenz und 

das Wohlbefinden älterer Menschen zu verbessern und damit deren Verbleib im eigenen „Zu-

hause“ so lange wie möglich durch Stärkung der Selbsthilfe der Betroffenen und deren An- und 

Zugehörigen zu gewährleisten. Im Jahr 2021 wurden die durch RRF-Mittel geförderten Pilotpro-

jekte ausgeschrieben. Für dieses Projekt stehen in Summe € 54 Mio. an RRF-Mitteln zur Verfü-

gung. 

Im Jahr 2022 wurden mit den für die Durchführung der Pilotprojekte ausgewählten Gemeinden, 

Städten, Sozialhilfeverbänden und Arbeitsgemeinschaften Fördervereinbarungen mit einem Ge-

samtvolumen von € 48,56 Mio. und einer Laufzeit bis Ende 2024 abgeschlossen. Diese Pilotpro-

jekte werden von der Koordinationsstelle CN fachlich begleitet und gecoacht. Zusätzlich erfolgt 

aber auch die Ausbezahlung der Fördermittel und die Prüfung des ordentlichen und zweckkon-

formen Einsatzes dieser Mittel.  

Frühe Hilfen 

Unterstützung und Förderung in der frühen Kindheit können Lebensqualität, sozioökonomische 

Lage und Gesundheit bis weit ins Erwachsenenalter positiv beeinflussen. Frühe-Hilfen-Maßnah-

men stellen damit eine wichtige Unterstützung in der Schwangerschaft, rund um die Geburt und 

in der frühen Kindheit dar, die insbesondere Familien in belasteten Situationen zugutekommt. 

In den österreichischen Aufbau- und Resilienzplan wurde die Finanzierung des Ausbaus der Frü-

hen Hilfen bis Ende 2024 als Investition mit einer Gesamtsumme in der Höhe von € 13,77 Mio. 

aufgenommen, da sich in Folge der Coronapandemie der geplante weitere Ausbau um einige 

Jahre verzögert hätte. Die GÖG in ihrer Rolle als „Nationales Zentrum Frühe Hilfen“ begleitet und 

unterstützt diese Aktivitäten. Inhaltlich liegt der Schwerpunkt auf dem Auf- und Ausbau der re-

gionalen Frühe-Hilfen-Netzwerke mit dem Ziel der Bereitstellung eines flächendeckenden und 
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qualitätsgesicherten Angebots. Die Ausbezahlung der Mittel und das laufende Finanzierungs-

management ist dabei eine wesentliche Aufgabe der GÖG 

Entwicklung der elektronischen Eltern-Kind-Pass-Plattform 

Die Entwicklung einer elektronischen Dokumentations- und Kommunikationsplattform für die 

Eltern-Kind-Pass Untersuchungen und Beratungen ist ebenfalls Teil des „Österreichischen Auf-

bau- und Resilienzplans und ermöglicht langfristig Auswertungen und Bewertungen für und von 

gesundheitspolitischen, ökonomischen und sozialen Fragestellungen. Aufgabe der GÖG ist es, 

das BMSGPK bei der Umsetzung dieses Projektes in fachlicher Hinsicht zu begleiten. 

Für die Unterstützung bei der Umsetzung des österreichischen RRF-Programms im Gesundheits- 

und Sozialbereich inklusive der erforderlichen Mittel für die Durchführung der darin enthaltenen 

Förderungen und Finanzierungen erhielt die GÖG vom BMSGPK im Jahr 2024 insgesamt 

€ 20,33 Mio. (Vorjahr: € 21,21 Mio.).  

c) Rechnungskreis Agenda Gesundheitsförderung  

Als Folge der Covid-19 Pandemie wurden von der Österreichischen Bundesregierung ab dem 

Jahr 2021 zusätzliche Finanzmittel für die Gesundheitsförderung zur Verfügung gestellt. Die GÖG 

wurde vom BMSGPK mit der Erarbeitung und Umsetzung eines Gesundheitsförderungspro-

gramms beauftragt. Als Ergebnis dieser im Jahr 2021 durchgeführten Vorarbeiten wurden vom 

BMSGPK für die Jahre 2022 bis 2023 pro Jahr € 8,00 Mio. für Arbeiten in drei an der GÖG im Jahr 

2022 eingerichteten Kompetenzzentren zur Verfügung gestellt. Aufgrund der Ergebnisse der Fi-

nanzausgleichsverhandlungen wurden diese Mittel für die Agenda Gesundheitsförderung ab 

dem Jahr 2024 auf jährlich € 13,00 Mio. aufgestockt. Davon wurden für den Rechnungskreis FGÖ 

jährlich € 2,75 Mio. gewidmet. Die Vereinbarung im Finanzausgleich gilt für die Jahre 2024 bis 

Ende 2028.  

Diese drei Kompetenzzentren hatten im Jahr 2024 folgende Arbeitsschwerpunkte: 

Kompetenzzentrum Gesundheitsförderung und Gesundheitssystem 

• Daten für Taten: Gesundheitskompetenz ist eine zentrale Determinante von Gesundheit 

und ein wichtiger Hebel für mehr gesundheitliche Chancengerechtigkeit. Das KoGuG erhebt 

regelmäßig Daten zur Gesundheitskompetenz der Bevölkerung und der Angehörigen der 

Gesundheitsberufe, um zielgerichtete Strategien und Maßnahmen zu entwickeln  

• Psychosoziale Gesundheitskompetenz: Im Rahmen des WHO-Aktionsnetzwerks zur Mes-

sung der Gesundheitskompetenz (M-POHL) wurden 2024 und 2025 europaweit Erhebungen 

zur Gesundheitskompetenz durchgeführt. Eine internationale Arbeitsgruppe entwickelte ein 

neues Instrument zur Messung der psychosozialen Gesundheitskompetenz, das in Öster-

reich erstmals erprobt wurde 

• Professionelle Gesundheitskompetenz: 2024 wurden Daten zur professionellen Gesund-

heitskompetenz von Angehörigen psychosozialer Gesundheitsberufe erhoben. Diese Arbei-

ten umfassen auch Kommunikationstrainings und die Mitarbeit in der europäischen Joint 

Action PreventNCD 
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Kompetenzzentrum Klima und Gesundheit 

• Erarbeitung von Maßnahmen im Rahmenplan Klimaresilienz des Gesundheitssystems. 

• Umsetzung einer nationalen Strategie zur Erreichung eines klimaneutralen Gesundheits-

wesens mit dem Schwerpunkt Beratung von derzeit 457 Gesundheitseinrichtungen darunter 

116 Krankenhäuser samt Entwicklung und Start des Lehrgangs „Klima-Manager:innen in Ge-

sundheitseinrichtungen“. Dieses Projekt wurde als internationales Best-Practice-Beispiel 

ausgewählt. 

Kompetenzzentrum Zukunft Gesundheitsförderung 

• ABC der psychosozialen Gesundheit junger Menschen: Eine Sensibilisierungs- und Infor-

mationsinitiative, die 2024 mit über 170 Bündnisorganisationen Vernetzungs-, Informations- 

und Weiterbildungsmaßnahmen umsetzte 

• WohlfühlPOOL: Eine Plattform, die niederschwelligen und kostenlosen Zugang zu Angebo-

ten, Tools und Veranstaltungen der Bündnispartner aus verschiedenen gesellschaftlichen 

Bereichen bietet 

• Caring Communities for Future: Ein Projekt zur Förderung kommunaler Gesundheitsförde-

rung für gesundes Altern, unterstützt durch einen Leitfaden zur Netzwerkbildung und die 

Aufbereitung von Good Practices und Tools 

Für die Arbeiten, Beauftragungen und Förderungen in den drei Kompetenzzentren der Agenda 

Gesundheitsförderung erhielt die GÖG vom BMSGPK im Jahr 2024 Mittel in der Höhe von € 8,96 

Mio. (Vorjahr: € 7,85 Mio.).  

d) Rechnungskreis Fonds Gesundes Österreich (FGÖ) 

Für den Geschäftsbereich FGÖ sind neben den Aufgaben auch die jährlich verfügbaren Finanz-

mittel in einer Höhe von € 7,25 Mio. gesetzlich definiert. Aufgrund der Ergebnisse der Finanz-

ausgleichsverhandlungen wurden für die Agenda Gesundheitsförderung ab dem Jahr 2024 jähr-

lich € 13,00 Mio. zur Verfügung gestellt. Davon wurden für den Rechnungskreis FGÖ jährlich € 

2,75 Mio. gewidmet. Die Vereinbarung im Finanzausgleich gilt für die Jahre 2024 bis Ende 2028.  

Diese Gelder stehen für die Förderung von Projekten/Kampagnen/Veranstaltungen/Öffentlich-

keitsarbeit im Sinne des Gesundheitsförderungsgesetzes sowie zur Umsetzung der Gesundheits-

förderungsstrategie zur Verfügung. Außerdem müssen damit die administrativen Aufwendun-

gen für die Abwicklung dieser Förderungen und somit die Aufwendungen des laufenden Betrie-

bes des FGÖ abgedeckt werden. 

Eine zentrale Aufgabe des FGÖ ist die finanzielle Förderung sowie die inhaltliche, methodische 

und qualitative Umsetzung und Weiterentwicklung von Gesundheitsförderungsprojekten. Da-

bei war die Projektförderung im Jahr 2024 primär auf die in den vier Lebenswelten (vormals 

Programmlinien) definierten Projektcalls und Förderschwerpunkte fokussiert: 



10 © GÖG 2025, Lagebericht der Gesundheit Österreich GmbH für das Geschäftsjahr 2024 

Projektförderung 

• Lebenswelt Digitale Räume: Projekte zur Digitalisierung als Gesundheitsdeterminante und 

Methode der Gesundheitsförderung, insbesondere für Kinder und Jugendliche  

• Lebenswelt Bildungseinrichtungen: Initiativen wie „Wohlfühlzone Schule“ zur Stärkung der 

psychosozialen Gesundheit und Resilienz in Schulen  

• Lebenswelt Arbeitsplatz, Betriebe: Betriebliche Gesundheitsförderung (BGF) mit Pilot- und 

Nachhaltigkeitsprojekten sowie neuen Seminarformaten  

• Lebenswelt Gemeinden, Städte, Regionen: Initiativen wie „Auf gesunde Nachbarschaft!“ und 

„50 Tage Bewegung“ zur Förderung der sozialen Teilhabe und aktiven Mobilität  

Plattformen und Netzwerke 

• Österreichische Plattform Gesundheitskompetenz (ÖPGK): Fortsetzung der Zusammenarbeit 

zur Förderung der Gesundheitskompetenz  

• Österreichische Kompetenz- und Servicestelle für Selbsthilfe (ÖKUSS): Förderung von 

Selbsthilfeorganisationen und Aktivitäten  

Aufklärung und Information 

• Kommunikationsmaßnahmen: Schwerpunkt „Psychosoziale Gesundheit“ mit Konferenzen, 

Magazinen und Social-Media-Aktivitäten  

• Weiterbildungsprogramme: Seminare und Programme zur Gesundheitsförderung für ver-

schiedene Zielgruppen  

Da beim FGÖ in der Vergangenheit die jährlich zur Verfügung stehenden Finanzmittel nicht 

ausgeschöpft wurden, wurde für deren zweckgewidmeten Einsatz eine entsprechende Rück-

stellung für nicht verbrauchte Fondsgelder gebildet. Gemäß den Budgets des FGÖ werden die 

Förderaufwendungen in einer Höhe festgelegt, dass diese Rückstellung reduziert werden kann. 

Zu Beginn des Jahres 2024 hat diese Rückstellung eine Höhe von € 2,07 Mio. aufgewiesen. Im 

Jahr 2024 verringerte sich diese Rückstellung um € 1,49 Mio., sodass diese zum Bilanzstichtag 

31.12.2024 eine Höhe von € 0,58 Mio. aufweist.  

e) Rechnungskreis „Österreichisches Stammzellregister“ (ÖSZR) 

Seit dem 1. Februar 2015 führt die GÖG auf Beschluss des Eigentümers und im Auftrag des Dach-

verbandes der Sozialversicherungsträger das Österreichische Stammzellregister (ÖSZR). Die ge-

setzlich definierten Aufgaben der GÖG wurden um die Führung des ÖSZR ergänzt. Das ÖSZR 

wurde organisatorisch im Geschäftsbereich ÖBIG bei den Öffentlichen Serviceeinrichtungen an-

gesiedelt und wird als eigenständige Abteilung geführt. Das ÖSZR sucht für alle Patientinnen 

und Patienten in Österreich, die eine Stammzelltransplantation benötigen, weltweit die passen-

den Stammzellspender:innen. Im Jahr 2024 wurden in Österreich 410 Patientinnen und Patien-

ten zur Suche für einen unverwandten Stammzellspender angemeldet. In jenen österreichischen 

Spenderdateien, die mit dem ÖSZR kooperieren, waren im Jahr 2024 ungefähr 139.000 
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potenzielle Stammzellspender:innen registriert. Die Anzahl der Entnahmen von Stammzellen 

von Spender:innen aus diesen Dateien hat im Jahr 2024 193 betragen. 

Für das ÖSZR wurde ein eigener Rechnungskreis eingerichtet. Die Erlöse des ÖSZR haben im 

Jahr 2024 € 6,55 Mio. (im Vorjahr € 5,38 Mio.) betragen und setzen sich aus pauschalierten Kos-

tenersätzen der österreichischen Krankenversicherungsträger für die nationale und internatio-

nale Stammzellspendersuche für versicherte Patientinnen und Patienten sowie Refundierungen 

von Aufwendungen im Zusammenhang mit der Stammzellspendersuche für österreichische Pa-

tientinnen und Patienten im In- und Ausland und der Bezahlung von Aufwendungen für die 

Bereitstellung von passenden Stammzellen für ihre Patientinnen und Patienten durch österrei-

chische Transplantationszentren (Krankenanstalten) zusammen. Darüber hinaus tragen auch die 

Einkünfte von ausländischen Registern für die Suche und Bereitstellung von Stammzellprodukten 

von österreichischen Spender:innen wesentlich zum Umsatz bei. 
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2 Leistungsindikatoren 

2.1 Nichtfinanzielle Leistungsindikatoren 

a) Umwelt- und Arbeitnehmerbelange 

Die GÖG ist seit dem Jahr 2022 Mitglied beim Klimabündnis (Klimabündnisbetrieb) und hat als 

solches schon eine Reihe von Maßnahmen im Sinne des Klimaschutzes in die Wege geleitet und 

umgesetzt. Im Kompetenzzentrum Klima und Gesundheit gibt es einschlägig erfahrene Mitar-

beiter:innen die sich sehr konstruktiv in diese Thematik einbringen. 

An der GÖG ist ein Arbeitsschutzausschuss (ASA) eingerichtet, der als beratendes Gremium Emp-

fehlungen/Vorschläge an die Geschäftsleitung erarbeitet. Vom ASA wurden Maßnahmen zur 

Vermeidung von psychischen Fehlbelastungen vorgeschlagen, deren Umsetzung eine laufende 

Bestrebung der Geschäftsleitung darstellt. Zusätzlich zur arbeitsmedizinischen Betreuung ist 

auch ein arbeitspsychologischer Dienst eingerichtet. Außerdem gibt es an der GÖG ein Pro-

gramm zur betrieblichen Gesundheitsförderung, das im Sinne eines betrieblichen Gesundheits-

managements ausgeweitet wurde und bei dem Gesundheitszirkel-Moderatorinnen und -Mode-

ratoren eine wichtige Rolle spielen.  

Ein weiterer Schwerpunkt im Bereich der Arbeitnehmerbelange ist die Aus- und Weiterbildung 

der Beschäftigten des Unternehmens. Im Kollektivvertrag der GÖG sind ein Mindestanspruch auf 

Fort- und Weiterbildung sowie die Art und der Umfang an freiwilligen Sozialleistungen für die 

Belegschaft definiert. Außerdem ist seit dem Jahr 2021 eine eigene Position für Human Resources 

in der GÖG eingerichtet und damit die Belange der Personalentwicklung entsprechend aufge-

wertet. Zur finanziellen Bedeckung der Umsetzung von konkreten Maßnahmen in den genann-

ten Bereichen wurden entsprechende Vorkehrungen im Budget der GÖG getroffen. 

b) Beschäftigtenstand 

Zur Beschreibung des für den Betrieb tatsächlich verfügbaren Beschäftigtenstandes wird die 

Kennzahl Vollzeitäquivalent (VZÄ) angegeben. Diese Kennzahl berücksichtigt die Gewichtung 

von Teilzeitarbeit, unterjährige Ein- und Austritte von Beschäftigten sowie Karenzfälle und Son-

derurlaube. 

Die Anzahl an verfügbaren Beschäftigten ist im Berichtsjahr mit einer Anzahl von 355 Personen 

beziehungsweise 308 VZÄ deutlich höher als im Jahr 2023 mit einer Anzahl von 325 Personen 

beziehungsweise 277 VZÄ. Diese deutliche Steigerung des Personalstandes war aufgrund der 

verschiedenen Zusatzarbeiten im Auftrag des BMSGPK dringend erforderlich.  

Die Zahl der Karenzfälle war im Jahr 2024 mit 15 Personen nur unwesentlich höher als im Jahr 

2023 mit 12 Personen. Beinahe die Hälfte aller Beschäftigten der GÖG sind Teilzeitkräfte. Von 

den verfügbaren Beschäftigten der GÖG wurden im Jahr 2024 8 Personen dauerhaft an das 

BMSGPK verliehen, im Vorjahr waren das 7 Personen. Im Vergleich zu den Vorjahren unverändert 

sind über 70 % aller Beschäftigten an der GÖG Frauen und ebenfalls über 70 % Sachbearbei-

ter:innen. 
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Tabelle 1: Durchschnittlicher Stand an verfügbaren Beschäftigten 

*ohne Karenzfälle 

Darstellung: GÖG 

2.2 Finanzielle Leistungsindikatoren 

a) Vermögenslage  

Im Jahr 2024 wurden Investitionen in der Höhe von € 0,26 Mio. (Vorjahr: € 0,24 Mio.) getätigt, 

wobei der Schwerpunkt der Investitionstätigkeit in der technischen Ausstattung der GÖG und 

der Beschäftigten gelegen ist. Den Zugängen zum Anlagevermögen stehen Abschreibungen und 

Abgänge in Höhe von € 0,40 Mio. (Vorjahr: € 0,46 Mio.) gegenüber. Es ergibt sich gerundet eine 

Reduktion des Anlagevermögens um € 0,14 Mio. (Vorjahr: € 0,22 Mio.) Der Buchwert des gesam-

ten Anlagevermögens (inkl. Finanzanlagen) der GÖG belief sich zum 31. Dezember 2024 auf 

€ 0,57 Mio. (Vorjahr: € 0,71 Mio.). 

Ein großer Teil der Forderungen der GÖG betrifft die Forderungen gegenüber dem Gesellschaf-

ter. Ein Großteil dieser Forderungen sind dem Geschäftsbereich FGÖ zuzurechnen und bilden die 

Grundlage, bei gegebenem Bedarf zusätzliche Mittel an die GÖG für den FGÖ auszuzahlen. Der 

Stand dieser Forderung hat sich im Jahr 2024 gegenüber dem Jahr 2023 nicht verändert und 

beträgt € 7,98 Mio. Die Forderungen der GÖG waren zum Bilanzstichtag mit einer Höhe von 

€ 25,45 Mio. deutlich größer als im Vorjahr (€ 17,02 Mio.). Dieser Anstieg ist in erster Linie auf 

eine Zunahme der Forderungen aus noch nicht fakturierten Leistungen im Bereich RRF und 

Agenda Gesundheitsförderung im Ausmaß von rund € 6,66 Mio. zurückzuführen. Unter Berück-

sichtigung der Entwicklung der in den Vorräten abgebildeten noch nicht abrechenbaren Leis-

tungen in der Höhe von € 0,44 Mio. (Vorjahr: € 0,94 Mio.) und dem Stand an liquiden Mitteln 

zum Bilanzstichtag in der Höhe von € 13,57 Mio. (Vorjahr: € 16,14 Mio.) ist das Umlaufvermögen 

der GÖG mit einer Höhe von € 39,46 Mio. gegenüber dem Vorjahr (€ 34,10 Mio.) somit gestie-

gen.  

Beim Rechnungsabschluss der GÖG für das Geschäftsjahr 2024 ist aufgrund des RRF-Förderpro-

grammes wie im Vorjahr die Position „Aktive Rechnungsabgrenzungen“ zahlenmäßig von Be-

deutung. Diese Abgrenzungen sind in dieser für die GÖG atypischen Höhe von € 10,63 Mio. 

(Vorjahr: € 27,51 Mio.) zu bilden, da im Rechnungskreis RRF mehrjährige Förder- und Finanzie-

rungsverbindlichkeiten vereinbart wurden.  

 in Köpfen in VZÄ 

Durchschnittlicher Stand an ver-

fügbaren Beschäftigten im Jahr 
2024 

355* 308 

Durchschnittlicher Stand an ver-

fügbaren Beschäftigten im Jahr 

2023 

325* 277 
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Tabelle 2: Anlage-, Umlaufvermögen und Aktive Rechnungsabgrenzung der GÖG (in Mio. €) 

Darstellung: GÖG 

b) Ertragslage 

Die Umsatzerlöse der GÖG erreichten im Jahr 2024 ein Volumen von € 74,55 Mio. (Vorjahr: 

€ 66,28 Mio.) und gliedern sich nach Rechnungskreisen wie folgt:  

Tabelle 3: Umsatzerlöse der GÖG (in Mio. €) 

Darstellung: GÖG 

Die wesentlichsten Unterschiede bei den Umsatzerlösen im Vergleich zum Vorjahr sind durch 

folgende Punkte begründet: 

• Die Umsatzerlöse im Rechnungskreis ÖBIG/BIQG in Höhe von € 38,03 Mio. sind im Ver-

gleich zum Vorjahr um € 10,01 Mio. (+35,7%) gestiegen, insbesondere durch zusätzliche 

Beauftragungen durch das BMSGPK im Bereich der Rahmenleistungsanweisung und durch 

höhere Beauftragungen durch die Bundesgesundheitsagentur (BGA) im Bereich Zielsteue-

rung Gesundheit. Zudem kam es 2024 zu einer Steigerung des Kofinanzierungsvolumens 

bei Projekten, welche insbesondere mit Geldern der EU durchgeführt werden und bei de-

nen ein nationaler Ko-Finanzierungsbedarf aus der Leistungsanweisung besteht. 

• Im Rechnungskreis RRF kam es im Jahr 2024 zu einer Reduktion des Umsatzvolumens von 

€ 19,13 Mio. auf € 17,69 Mio., da im Vergleich zum Vorjahr das Fördervolumen und damit 

die Umsatzrealisation leicht rückläufig war.  

• Die Umsatzerlöse im Rechnungskreis Agenda Gesundheitsförderung lagen 2024 mit € 

4,43 Mio. um € 1,05 Mio. bzw. -19,2% unter dem Vorjahreswert.  

• Im Rechnungskreis FGÖ lagen die Umsatzerlöse mit € 7,96 Mio. knapp unter den Vorjah-

reserlösen in Höhe von € 8,36 Mio.  

• Im Rechnungskreis ÖSZR entwickelten sich die Umsatzerlöse im Vorjahresvergleich sehr 

positiv (+€ 1,1 Mio. bzw. +21,7%). Dies ist auf eine erhöhte Nachfrage nach Stammzell-

spendern und ein erhöhtes Spenderaufkommen zurückzuführen.  

Die Aufwendungen für Material und sonstige bezogene Herstellungsleistungen belaufen sich 

auf € 36,39 Mio. (Vorjahr: € 35,31 Mio.). Diese Aufwendungen umfassen projektbezogene Sach-

aufwendungen  
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sowie Aufwendungen für Förderungen, welche in direktem Zusammenhang mit den Umsatzer-

lösen stehen. 

Tabelle 4: Aufwendungen für Material und bezogene Herstellungsleistungen der GÖG (in Mio. €) 

Darstellung: GÖG 

Die wesentlichsten Veränderungen bei den Aufwendungen für Material und bezogene Herstel-

lungsleistungen im Vergleich zum Vorjahr ergeben sich aus: 

• Im Rechnungskreis ÖBIG/BIQG stiegen die projektbezogenen Sachaufwendungen um rund 

€ 0,29 Mio. im Vergleich zu 2023 an. Dies ist primär auf das steigende Beauftragungsvolu-

men seitens des BMSGPK zurückzuführen.  

• Der Rückgang im Rechnungskreis RRF (€ -0,98 Mio.) basiert in erster Linie auf den sinken-

den Förderaufwendungen aufgrund auslaufender Programme (Frühe Hilfen). 

• Die Aufwendungen für Förderungen und Beauftragungen im Rechnungskreis Agenda Ge-

sundheitsförderung haben sich mit € 4,43 Mio. aufgrund der gestiegenen Geschäftstätig-

keiten in diesem Bereich gegenüber dem Vorjahr erhöht (Vorjahr: € 3,60 Mio.).  

• Die Aufwendungen für Förderungen und Beauftragungen im Rechnungskreis FGÖ werden 

mit € 4,97 Mio. ausgewiesen und sind nahezu unverändert zum Vorjahr (€ 5,09 Mio.).  

• Die Aufwendungen im Zusammenhang mit der nationalen und internationalen Spendersu-

che im Stammzellregister in der Höhe von € 5,37 Mio. haben sich insbesondere aufgrund 

der höheren Anzahl an Suchen und der inflationsbedingten Preisanpassungen stark erhöht 

(Vorjahr: € 4,31 Mio.).  

Die Personalaufwendungen in Höhe von € 31,96 Mio. liegen deutlich über dem Wert des Vor-

jahres (€ 26,43 Mio.). Dieser Anstieg von ungefähr 21 % ist vor allem bedingt durch die höhere 

Anzahl an Beschäftigten (plus 11,2 % Steigerung bei den VZÄ). Der Anstieg der Personalaufwen-

dungen ist weiters bedingt durch die jährliche Tarifanpassung (9,17 %) sowie durch kollektivver-

traglich vorgesehene Vorrückungen im Gehaltsschema und individuellen Gehaltserhöhungen.  

Unter Berücksichtigung der Abschreibungen inklusive des Aufwands für geringwertige Wirt-

schaftsgüter in Höhe von € 0,40 Mio. (Vorjahr: € 0,39 Mio.) sowie sonstiger betrieblicher Aufwen-

dungen in Höhe von € 5,12 Mio. (Vorjahr: € 4,74 Mio.) errechnet sich ein positives Betriebser-

gebnis in der Höhe von € 1,48 Mio. (Vorjahr: € 0,31 Mio.). 

Das Finanzergebnis belief sich auf € 0,15 Mio. (Vorjahr: € 0,12 Mio.) und konnte somit einen 

kleinen Beitrag zum Gesamtergebnis leisten. Daraus resultiert ein Jahresüberschuss in der Höhe 

von € 1,63 Mio. (Vorjahr: € 0,43 Mio.), der zur Gänze den Gewinnrücklagen zugeführt wird.  
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Tabelle 5: Überblick Ertragslage der GÖG (in Mio. €) 

 2024 2023 

Betriebsleistung 75,35 67,18 

Aufwendungen für Material 

und sonstige bez. Herstellungs-
leistungen 

 

36,39 

 

35,31 

Personalaufwand 31,96 26,43 

Abschreibungen 0,40 0,39 

Sonstige betriebliche Aufwen-

dungen 
5,12 4,74 

Betriebsergebnis 1,48 0,31 

Finanzergebnis 0,15 0,12 

Jahresüberschuss 1,63 0,43 

Darstellung: GÖG 
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c) Finanzlage 

Tabelle 6: Kapitalflussrechnung der GÖG (in Mio. €) 

Darstellung: GÖG 

 

Die liquiden Mittel haben sich im Jahresverlauf von € 16,15 Mio. um € -2,57 Mio. auf € 13,57 

Mio. reduziert. Der Nettogeldfluss aus der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit ist mit € -2,31 Mio. 

negativ und beruht in erster Linie auf der Zunahme von Forderungen (€ 8,43 Mio.) sowie der 

Abnahme der Aktiven Rechnungsabgrenzung (€ 16,88 Mio.) sowie der Abnahme von Verbind-

lichkeiten und anderer Passivposten (€ 13,17 Mio.). Der Nettogeldfluss aus der Investitionstä-

tigkeit beläuft sich auf € -0,26 Mio. und betrifft vorrangig Investitionen ins Anlagermögen.   

Zum Bilanzstichtag 31.12.2023 hatte die GÖG ein Eigenkapital von insgesamt € 6,04 Mio. aufge-

wiesen. Unter Berücksichtigung des Jahresüberschusses im Jahr 2024 in der Höhe von 

€ 1,63 Mio. weist die GÖG zum Bilanzstichtag 31.12.2024 ein Eigenkapital in der Höhe von 

€ 7,67 Mio. auf. Dieses Eigenkapital war zum Bilanzstichtag zu 100 % mit liquiden Mitteln abge-

deckt. 
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Tabelle 7: Überblick Eigenkapital und liquide Mittel der GÖG (in Mio. €) 

 2024 2023 

Eigenkapital 7,67 6,04 

Liquide Mittel 13,57 16,14 

Darstellung: GÖG 
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3 Wesentliche Risiken und Ungewissheiten, de-
nen das Unternehmen ausgesetzt ist 

Aufgrund der gesetzlichen Grundlage, der dadurch festgelegten Aufgaben und Exklusivität bei 

der Auftragsabwicklung für den Bund bzw. Auftragsvergabe durch den Bund stellt eine etwaige 

Kürzung bei der Höhe der für die GÖG jährlich verfügbaren Budgetmittel des Bundes einen Ri-

sikofaktor dar, da die Umsatzerlöse des BMSGPK im aktuellen Geschäftsjahr mit rund 72 Prozent 

den mit Abstand größten Anteil an den gesamten Umsatzerlösen der GÖG darstellen.  

Die fünf Rechnungskreise der GÖG sind von diesem Risikofaktor unterschiedlich betroffen: 

Für die Rechnungskreise FGÖ und Agenda Gesundheitsförderung sind die Mittel und damit die 

Umsatzerlöse bis Ende des Jahres 2028 der Höhe nach im Finanzausgleichsgesetz festgelegt und 

daher nicht von den jährlichen Budgetverhandlungen abhängig. Durch diese Festlegung kommt 

es gegenüber den Vorjahren zu einer Mittelaufstockung um jährlich 2,75 Millionen Euro für den 

Rechnungskreis FGÖ und 2,25 Millionen Euro für den Rechnungskreis Agenda Gesundheitsför-

derung. Somit stehen für den Rechnungskreis FGÖ jährlich 10,00 Millionen Euro und für den 

Rechnungskreis Agenda Gesundheitsförderung 10,25 Millionen Euro bis Ende 2028 zur Verfü-

gung stehen.  

Beim Rechnungskreis RRF laufen die einzelnen Programme bis mindestens zum Jahr 2025 und 

die dafür vorgesehenen Mittel sind mit dem BMSGPK vertraglich festgelegt. 

Beim Rechnungskreis ÖBIG/BIQG ist für das Jahr 2025 ein leicht steigendes Auftrags- und Mit-

telvolumen gegenüber dem Vorjahr mit dem BMSGPK in Form von Leistungsanweisungen durch 

den Eigentümer zu erwarten. 

Für die GÖG stellen die Aufträge der BGA ebenfalls einen wichtigen Teil der Umsatzerlöse dar 

(aktuell ungefähr 10,0 %). Die dafür verfügbaren Mittel werden grundsätzlich im Rahmen des 

Finanzausgleiches zwischen Bund und Ländern festgelegt. Die der GÖG zuordenbaren Aufgaben 

und Mittel werden im Jahr 2025 dem Umfang nach im Vergleich zum Vorjahr ebenfalls ansteigen.  

Das „Österreichische Stammzellregister“ wird zwar im Auftrag des BMSGPK betrieben, die Mittel 

dafür (aktuell ungefähr 9 % der Umsatzerlöse der GÖG) kommen jedoch ausschließlich von an-

deren Finanzierungsträgern. Die GÖG hat nicht nur den gesetzlichen Auftrag zur Führung des 

österreichischen Stammzellregisters, sondern auch einen unbefristeten Finanzierungsvertrag mit 

dem Dachverband der Sozialversicherungsträger. Die Anzahl der Patientinnen und Patienten, die 

für eine Stammzellspendersuche angemeldet werden, wird höchstwahrscheinlich in den nächs-

ten Jahren annähernd konstant bleiben. Die Refundierungen der Aufwendungen für die Stamm-

zellspendersuche sind vertraglich und teilweise auch gesetzlich abgesichert. 

Aufgrund der erreichten Größe der GÖG (Umsatz, Anzahl der Beschäftigten) sowie der Komple-

xität der Strukturen und der Aufgaben der GÖG wurde im Jahr 2024 eine GÖG-weite Risikoana-

lyse mit professioneller externer Unterstützung durchgeführt und in der Folge ein Risikomana-

gementsystem dauerhaft an der GÖG etabliert. 
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4 Prognose 

Als Ausgangsbasis für diese Prognose können die Werte aus dem Jahresabschluss der GÖG für 

das Jahr 2024 und für die Prognose selbst, die im ersten Quartal 2025 aktualisierten Werte aus 

der Vorschau für das Jahr 2025 herangezogen werden.  

Auf gesundheitspolitischer Ebene war das Jahr 2024 geprägt von den Ergebnissen der Verhand-

lungen zum Finanzausgleich zwischen Bund, Ländern und Sozialversicherung und der damit ein-

hergehenden Gesundheitsreform, die für die kommenden fünf Jahre maßgebliche Teile der Re-

formagenda und zusätzliche Mittel festlegt. Für diese Vorhaben wird das Gesundheitssystem mit 

einem zusätzlichen Budget von mehr als 5,5 Milliarden Euro ausgestattet. Darüber hinaus wurden 

mit dem Finanzausgleich auch Maßnahmen aus der Pflegereform langfristig abgesichert und 

auch hier wird zusätzliches Geld in den Ausbau von Pflege und Betreuung investiert. Für die GÖG 

als nationales Public-Health-Institut bedeutet dies, dass zum einen bewährte Projekte fortge-

führt werden können und zum anderen neue, nicht weniger wichtige Aufgaben entstehen. Ge-

sundheitsförderung und Vorsorge erfahren durch die Reform eine große Aufwertung und rücken 

verstärkt in den Fokus. Herausfordernde Aufgaben warten auch auf die Qualitätsarbeit, die Ge-

sundheitsplanung, die Gesundheits- und Pharmaökonomie und auf den Bereich des Gesund-

heitspersonals. 

4.1 Entwicklung des Auftrags- bzw. Umsatzvolumens 

Laut Prognose wird für das Jahr 2025 ein Umsatzvolumen der GÖG von insgesamt 

€ 73,34 Mio. erwartet. Das Erlösvolumen ist somit im Vorjahresvergleich (€ 74,55 Mio.) leicht 

rückläufig (€ -1,21 Mio. bzw. -1,6%). 

Tabelle 8: Entwicklung der Umsatzerlöse (in Mio. €) 

 

Darstellung: GÖG 

Die erzielbaren Umsatzerlöse der GÖG hängen im Rechnungskreis ÖBIG/BIQG vom verrechen-

baren Auftragsvolumen ab. Dieses Auftragsvolumen (inklusive der internen Leistungsverrech-

nung) hat im Jahr 2024 € 38,03 Mio. betragen. Nach aktuellen Hochrechnungen wird dieses Auf-

tragsvolumen im Jahr 2025 auf ungefähr € 42,73 Mio. (+€ 4,7 Mio.) ansteigen.  

Die wichtigsten Entwicklungen dabei sind:  

• eine Ausweitung der Arbeiten für die BGA insbesondere im Bereich der Planungsmittel und 

der Förderung des Transplantationswesens 

• der Ausbau der e-Health-Servicestelle 

• Anstieg der internen Leistungsverrechnung im Bereich Agenda Gesundheitsförderung 
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Im Rechnungskreis Recovery and Resilience Facility (RRF) ist im Jahr 2025 aufgrund der Been-

digung des Programms Frühe Hilfen im Vorjahr sowie des geplanten Auslaufens des Programms 

Community Nursing im Jahr 2025 von einem starken Umsatzrückgang auszugehen. Die GÖG 

prognostiziert hier einen Rückgang der Umsatzerlöse von rund € -11,52 Mio. auf € 6,17 Mio. Die 

weiteren Arbeitsschwerpunkte im Rahmen von RRF sind der Betrieb der Plattform zur Förderung 

der Einrichtung von Primärversorgungseinheiten und die Unterstützungsarbeiten bei der Einfüh-

rung eines elektronischen Mutter-Kind-Passes.  

Im Rechnungskreis Agenda Gesundheitsförderung stehen für die Kompetenzzentren Klima und 

Gesundheit (KoKuG), Gesundheitsförderung und Gesundheitssystem (KoGuG) sowie Zukunft Ge-

sundheitsförderung (KoZuG) auf Grundlage des neuen Finanzausgleichsgesetzes zusätzlich 

€ 2,25 Mio. jährlich und somit jährlich € 10,25 Mio. zur Verfügung. Davon stehen im Jahr 2025 € 

5,03 Mio. für Beauftragungen und Förderungen zur Verfügung, was einem Plus von rund 12,4% 

im Vergleich zum Vorjahr entspricht.   

Durch die Budgetaufstockung aus Mitteln des Finanzausgleichs für den Zeitraum 2024 bis 2028 

um jährlich € 2,75 Mio. kann im Rechnungskreis FGÖ im Jahr 2025 mit einem stark steigenden 

Umsatzvolumen gerechnet werden. Da die Ergänzung zur Leistungsanweisung jedoch erst im 

Frühjahr 2025 unterfertigt wurde, wird die Erhöhung für das Jahr 2024 erst im Jahr 2025 ertrags-

wirksam und stellt somit eine atypische Verteilung der Umsatzerlöse in den Jahren 2024 und 

2025 dar. Für 2025 wird seitens der GÖG für den Rechnungskreis FGÖ unter Berücksichtigung 

der Erlöse aus ÖKUSS ein Umsatzerlös von insgesamt € 13,12 Mio. erwartet.   

Die GÖG hat den gesetzlichen Auftrag zur Führung des „Österreichischen Stammzellregisters“. 

Die Umsatzerlöse im Stammzellregister sind primär von der Anzahl der Patientinnen und Pati-

enten, die eine Stammzelltransplantation benötigen und daher für eine Stammzellspendersuche 

angemeldet werden, abhängig. Diese Anzahl dürfte mittelfristig konstant bleiben. Der prognos-

tizierte Umsatzerlös beim Stammzellregister liegt im Jahr 2025 mit ungefähr € 6,29 Mio. und 

damit knapp unter dem Umsatzerlös im Jahr 2024 (€ 6,44 Mio.).  

4.2 Personelles und Personalressourcen 

Begründet durch den Abschluss der nun mehr fünfjährigen Rahmenleistungsanweisung zur Fort-

führung und Weiterentwicklung der Agenda Gesundheitsförderung erfolgte die betriebsbe-

dingte, organisatorische und personelle Neustrukturierung dieser Themen in einem eigenen Ge-

schäftsbereich an der GÖG. Aus diesem Grund wurde Frau Nadine Zillmann in die Geschäftslei-

tung aufgenommen und mit der Führung dieses Geschäftsbereichs betraut.   

Die Geschäftsleitung der GÖG besteht 2025 aus: Geschäftsführer – Herwig Ostermann; BIQG - 

Karin Eglau; Finanzen, Infrastruktur und Services – Otto Postl; Förderwesen – Klaus Ropin; Pro-

grammmanagement, Internationales und Organisation – Claudia Habl; Agenda Gesundheitsför-

derung – Nadine Zillmann. 

Aufgrund der deutlichen Ausweitung der Arbeiten für das BMSGPK und der dadurch bedingten 

Entwicklung der Umsatzerlöse in den Jahren 2024 und 2025, wird die Personalausstattung der 

GÖG auch im Jahr 2025 deutlich höher sein als im Vergleich zum Vorjahr. Basierend auf den 

aktuellen Prognosen kann daher für das Jahr 2025 folgende Annahme zur Personalausstattung 
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der GÖG getroffen werden. Die Kennzahl Vollzeitäquivalent – VZÄ, berücksichtigt bei der Perso-

nalanzahl die Gewichtung aufgrund von Teilzeitarbeit sowie unterjährigen Ein- und Austritten 

von Beschäftigten: 

Tabelle 9: Vollzeitäquivalent – VZÄ 

 VZÄ 

Durchschnittlicher Stand 2024 308 

Prognostizierter durchschnittlicher Stand 2025 339 

Darstellung: GÖG 

4.3 Räumliche Situation 

Aufgrund des neuerlichen deutlichen Anstiegs der Anzahl an Beschäftigten wurde im Jahr 2024 

im Haus Stubenring 8 eine Fläche von ungefähr 1.300 m² angemietet. Damit steht wiederum 

eine ausreichende Rauminfrastruktur zur Verfügung. 

4.4 Organisatorisches 

Im Zuge der Neuorganisation zum Jahreswechsel 2024/2025 besteht die GÖG aus vier fachlichen 

Unternehmensbereichen: 

Das ÖBIG mit den Abteilungen 

• Gesundheit, Gesellschaft und Chancengerechtigkeit 

• Gesundheitsberufe und Langzeitpflege 

• Gesundheitsökonomie und -systemanalyse 

• Digitalisierung und Dateninfrastrukturen 

• Kompetenzzentrum Sucht 

• Pharmaökonomie 

• Planung und Systementwicklung 

• Primärversorgung und Versorgungskoordination 

• Psychosoziale Gesundheit und Gewaltschutz 

Öffentliche Serviceeinheiten:  

• Gesundheitsberuferegister 

• ÖBIG-Transplant 

• Österreichisches Stammzellregister 

• Vergiftungsinformationszentrale 

Das BIQG mit den Abteilungen 

• Evidenz und Qualitätsstandards 

• Koordination Onkologie (neu ab 2025) 

• Qualitätsarbeit- und Entwicklung  

• Qualitätsmessung und Patientenbefragung 
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Der Bereich Agenda Gesundheitsförderung mit den Abteilungen 

• Redaktion Gesundheitsportal 

• Gesundheitsförderung und Gesundheitssystem 

• Klima und Gesundheit (Abteilung Klimaneutralität und nachhaltige Transformation) 

• Klima und Gesundheit (Klimaresilienz und One Health)  

• Zukunft Gesundheitsförderung 

Fonds Gesundes Österreich inkl. Österreichische Kompetenz- und Servicestelle für Selbsthilfe 

(ÖKUSS) 

Aufgrund der Entwicklung der vom BMSGPK übertragenen Arbeiten in den letzten Jahren ist die 

Anzahl der Beschäftigten sowie der Umsatz der GÖG stark angestiegen. Die GÖG hat nunmehr 

eine Größe erreicht, dass im Zusammenhang mit den Anforderungen an das Beteiligungsma-

nagement des BMSGPK und aufgrund gesetzlicher Bestimmungen zum Berichtswesen folgende 

Aufgaben erfüllt werden müssen: 

• Durchführung einer Risikoanalyse und darauf aufbauend Etablierung eines Risikomanage-

ments 

• Erarbeitung eines Qualitätsmanagements- und Qualitätssicherungssystems 

• Aktualisierung und Ausweitung des bestehenden Managementinformationssystems 

• Ausbau der Digitalisierung interner Prozesse 
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5 Forschung und Entwicklung 

Die Gesundheit Österreich GmbH wurde per Bundesgesetz als nationales Forschungs- und Pla-

nungsinstitut im Gesundheitswesen eingerichtet. Konkretisierend muss dazu angeführt werden, 

dass die GÖG sowohl Arbeiten im Sinne von wissenschaftlich basierten Dienstleistungen und 

Forschungsarbeiten wie zum Beispiel bevölkerungsbezogene Befragungen durchführt, als auch 

wissensbasierte Projektarbeiten wie zum Beispiel die Durchführung von Literaturanalysen zur 

Unterstützung bei gesundheitspolitisch relevanten Fragestellungen erbringt. Die GÖG führt je-

doch keine naturwissenschaftlichen Forschungs- und Entwicklungsarbeiten durch. 

Bei der Durchführung der Arbeiten bzw. Erbringung der Dienstleistungen muss sich die GÖG am 

aktuellen Stand der Wissenschaft, Forschung und Technik orientieren. Das bedingt für die Be-

schäftigten der GÖG einen permanenten Lernprozess, der durch die gezielte Bereitstellung von 

Zeit- und Finanzressourcen für Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen sowie durch Kooperatio-

nen mit universitären und außeruniversitären Einrichtungen und des Weiteren durch die Einrich-

tung eines wissenschaftlichen Beirates an der GÖG unterstützt wird. Dem Thema Wissensma-

nagement und damit zusammenhängend der Personalentwicklung wird an der GÖG ein sehr 

hoher Stellenwert beigemessen. 

6 Finanzinstrumente, Risiken und Strategien 

Das Unternehmen bedient sich nicht des Einsatzes von derivativen Finanzinstrumenten. 

7 Zweigniederlassungen 

Die Gesundheit Österreich GmbH hat keine Zweigniederlassungen. 

 

Wien, am 4. Juni 2025 

 a.o. Univ.-Prof. Dr. Herwig Ostermann 

Geschäftsführer 
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Beilage V

                 

                      Allgemeine 
              Auftragsbedingungen 
       für Wirtschaftstreuhandberufe 

                    (AAB 2018)

Zur Verfügung gestellt vom Vorstand der Kammer der Steuerberater:innen 
und Wirtschaftsprüfer:innen 

                                    Präambel und Allgemeines 

(1) Auftrag im Sinne dieser Bedingungen meint jeden Vertrag über vom zur 
Ausübung eines Wirtschaftstreuhandberufes Berechtigten in Ausübung 
dieses Berufes zu erbringende Leistungen (sowohl faktische Tätigkeiten als 
auch die Besorgung oder Durchführung von Rechtsgeschäften oder 
Rechtshandlungen, jeweils im Rahmen der §§ 2 oder 3 Wirtschafts- 
treuhandberufsgesetz 2017 (WTBG 2017). Die Parteien des Auftrages 
werden in Folge zum einen „Auftragnehmer“, zum anderen „Auftraggeber“ 
genannt). 

(2) Diese Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftstreuhandberufe 
gliedern sich in zwei Teile: Die Auftragsbedingungen des I. Teiles gelten für 
Aufträge, bei denen die Auftragserteilung zum Betrieb des Unternehmens 
des Auftraggebers (Unternehmer iSd KSchG) gehört. Für Verbraucher- 
geschäfte gemäß Konsumentenschutzgesetz (Bundesgesetz vom 
8.3.1979/BGBl Nr.140 in der derzeit gültigen Fassung) gelten sie insoweit 
der II. Teil keine abweichenden Bestimmungen für diese enthält. 

(3) Im Falle der Unwirksamkeit einer einzelnen Bestimmung ist diese durch 
eine wirksame, die dem angestrebten Ziel möglichst nahe kommt, zu 
ersetzen. 

                                        I.TEIL 

                1. Umfang und Ausführung des Auftrages 

(1) Der Umfang des Auftrages ergibt sich in der Regel aus der schriftlichen 
Auftragsvereinbarung zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer. Fehlt 
diesbezüglich eine detaillierte schriftliche Auftragsvereinbarung gilt im 
Zweifel (2)-(4): 

(2) Bei Beauftragung mit Steuerberatungsleistungen umfasst die 
Beratungstätigkeit folgende Tätigkeiten: 
a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommen- oder 
Körperschaftsteuer sowie Umsatzsteuer und zwar auf Grund der vom 
Auftraggeber vorzulegenden oder (bei entsprechender Vereinbarung) vom 
Auftragnehmer erstellten Jahresabschlüsse und sonstiger, für die Besteue- 
rung erforderlichen Aufstellungen und Nachweise. Wenn nicht ausdrücklich 
anders vereinbart, sind die für die Besteuerung erforderlichen Aufstellungen 
und Nachweise vom Auftraggeber beizubringen. 
b) Prüfung der Bescheide zu den unter a) genannten Erklärungen. 
c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden. 
d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern. 
e) Mitwirkung im Rechtsmittelverfahren hinsichtlich der unter a) genannten 
Steuern. 
Erhält der Auftragnehmer für die laufende Steuerberatung ein 
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher 
Vereinbarungen die unter d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu 
honorieren. 

(3) Soweit die Ausarbeitung von einer oder mehreren Jahressteuer- 
erklärung(en) zum übernommenen Auftrag zählt, gehört dazu nicht die 
Überprüfung etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die 
Prüfung, ob alle in Betracht kommenden insbesondere umsatzsteuer- 
rechtlichen Begünstigungen wahrgenommen worden sind, es sei denn, 
hierüber besteht eine nachweisliche Beauftragung. 

(4) Die Verpflichtung zur Erbringung anderer Leistungen gemäß §§ 2 und 3 
WTBG 2017 bedarf jedenfalls nachweislich einer gesonderten 
Beauftragung. 

(5) Vorstehende Absätze (2) bis (4) gelten nicht bei Sachverständigen- 
tätigkeit.

(6) Es bestehen keinerlei Pflichten des Auftragnehmers zur Leistungs- 
erbringung, Warnung oder Aufklärung über den Umfang des Auftrages 
hinaus. 

(7) Der Auftragnehmer ist berechtigt, sich zur Durchführung des Auftrages 
geeigneter Mitarbeiter und sonstiger Erfüllungsgehilfen (Subunternehmer) 
zu bedienen, als auch sich bei der Durchführung des Auftrages durch einen 
Berufsbefugten substituieren zu lassen. Mitarbeiter im Sinne dieser 
Bedingungen meint alle Personen, die den Auftragnehmer auf regelmäßiger 
oder dauerhafter Basis bei seiner betrieblichen Tätigkeit unterstützen, 
unabhängig von der Art der rechtsgeschäftlichen Grundlage. 

(8) Der Auftragnehmer hat bei der Erbringung seiner Leistungen aus- 
schließlich österreichisches Recht zu berücksichtigen; ausländisches Recht 
ist nur bei ausdrücklicher schriftlicher Vereinbarung zu berücksichtigen. 

(9) Ändert sich die Rechtslage nach Abgabe der abschließenden schrif- 
tlichen als auch mündlichen beruflichen Äußerung, so ist der Auftragnehmer 
nicht verpflichtet, den Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus 
ergebende Folgen hinzuweisen. Dies gilt auch für in sich abgeschlossene 
Teile eines Auftrages. 

(10) Der Auftraggeber ist verpflichtet dafür Sorge zu tragen, dass die von 
ihm zur Verfügung gestellten Daten vom Auftragnehmer im Rahmen der 
Leistungserbringung verarbeitet werden dürfen. Diesbezüglich hat der 
Auftraggeber insbesondere aber nicht ausschließlich die anwendbaren 
datenschutz- und arbeitsrechtlichen Bestimmungen zu beachten. 

(11) Bringt der Auftragnehmer bei einer Behörde ein Anbringen elektronisch 
ein, so handelt er – mangels ausdrücklicher gegenteiliger Vereinbarung – 
lediglich als Bote und stellt dies keine ihm oder einem einreichend 
Bevollmächtigten zurechenbare Willens- oder Wissenserklärung dar. 

(12) Der Auftraggeber verpflichtet sich, Personen, die während des 
Auftragverhältnisses Mitarbeiter des Auftragnehmers sind oder waren, 
während und binnen eines Jahres nach Beendigung des Auftrags- 
verhältnisses nicht in seinem Unternehmen oder in einem ihm 
nahestehenden Unternehmen zu beschäftigen, widrigenfalls er sich zur 
Bezahlung eines Jahresbezuges des übernommenen Mitarbeiters an den 
Auftragnehmer verpflichtet. 

      2. Aufklärungspflicht des Auftraggebers; Vollständigkeitserklärung 

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Auftragnehmer auch 
ohne dessen besondere Aufforderung alle für die Ausführung des Auftrages 
notwendigen Unterlagen zum vereinbarten Termin und in Ermangelung 
eines solchen rechtzeitig in geeigneter Form vorgelegt werden und ihm von 
allen Vorgängen und Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die 
Ausführung des Auftrages von Bedeutung sein können. Dies gilt auch für 
die Unterlagen, Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit 
des Auftragnehmers bekannt werden. 

(2) Der Auftragnehmer ist berechtigt, die ihm erteilten Auskünfte und über- 
gebenen Unterlagen des Auftraggebers, insbesondere Zahlenangaben, als 
richtig und vollständig anzusehen und dem Auftrag zu Grunde zu legen. Der 
Auftragnehmer ist ohne gesonderten schriftlichen Auftrag nicht verpflichtet, 
Unrichtigkeiten fest zu stellen. Insbesondere gilt dies auch für die Rich- 
tigkeit und Vollständigkeit von Rechnungen. Stellt er allerdings Unrichtig- 
keiten fest, so hat er dies dem Auftraggeber bekannt zu geben. Er hat im 
Finanzstrafverfahren die Rechte des Auftraggebers zu wahren. 

(3) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer die Vollständigkeit der vorge- 
legten Unterlagen sowie der gegebenen Auskünfte und Erklärungen im 
Falle von Prüfungen, Gutachten und Sachverständigentätigkeit schriftlich zu 
bestätigen. 

(4) Wenn bei der Erstellung von Jahresabschlüssen und anderen Ab- 
schlüssen vom Auftraggeber erhebliche Risiken nicht bekannt gegeben 
worden sind, bestehen für den Auftragnehmer insoweit diese Risiken 
schlagend werden keinerlei Ersatzpflichten. 

(5) Vom Auftragnehmer angegebene Termine und Zeitpläne für die Fertig- 
stellung von Produkten des Auftragnehmers oder Teilen davon sind best- 
mögliche Schätzungen und, sofern nicht anders schriftlich vereinbart, nicht 
bindend. Selbiges gilt für etwaige Honorarschätzungen: diese werden nach 
bestem Wissen erstellt; sie sind jedoch stets unverbindlich. 

(6) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer jeweils aktuelle Kontaktdaten 
(insbesondere Zustelladresse) bekannt zu geben. Der Auftragnehmer darf 
sich bis zur Bekanntgabe neuer Kontaktdaten auf die Gültigkeit der zuletzt 
vom Auftraggeber bekannt gegebenen Kontaktdaten verlassen, insbe- 
sondere Zustellung an die zuletzt bekannt gegebene Adresse vornehmen 
lassen.
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                             3. Sicherung der Unabhängigkeit 

(1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, alle Vorkehrungen zu treffen, um zu 
verhindern, dass die Unabhängigkeit der Mitarbeiter des Auftragnehmers 
gefährdet wird, und hat selbst jede Gefährdung dieser Unabhängigkeit zu 
unterlassen. Dies gilt insbesondere für Angebote auf Anstellung und für 
Angebote, Aufträge auf eigene Rechnung zu übernehmen. 

(2) Der Auftraggeber nimmt zur Kenntnis, dass seine hierfür notwendigen 
personenbezogenen Daten sowie Art und Umfang inklusive Leistungs- 
zeitraum der zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber vereinbarten 
Leistungen (sowohl Prüfungs- als auch Nicht- prüfungsleistungen) zum 
Zweck der Überprüfung des Vorliegens von Befangenheits- oder Aus- 
schließungsgründen und Interessenkollisionen in einem allfälligen 
Netzwerk, dem der Auftragnehmer angehört, verarbeitet und zu diesem 
Zweck an die übrigen Mitglieder dieses Netzwerkes auch ins Ausland über- 
mittelt werden. Hierfür entbindet der Auftraggeber den Auftragnehmer nach 
dem Datenschutzgesetz und gemäß § 80 Abs 4 Z 2 WTBG 2017 
ausdrücklich von dessen Verschwiegenheitspflicht. Der Auftraggeber kann 
die Entbindung von der Verschwiegenheitspflicht jederzeit widerrufen. 

                         4. Berichterstattung und Kommunikation 

(1) (Berichterstattung durch den Auftragnehmer) Bei Prüfungen und Gut- 
achten ist, soweit nichts anderes vereinbart wurde, ein schriftlicher Bericht 
zu erstatten. 

(2) (Kommunikation an den Auftraggeber) Alle auftragsbezogenen Aus- 
künfte und Stellungnahmen, einschließlich Berichte, (allesamt Wissens- 
erklärungen) des Auftragnehmers, seiner Mitarbeiter, sonstiger Erfüllungs- 
gehilfen oder Substitute („berufliche Äußerungen“) sind nur dann verbind- 
lich, wenn sie schriftlich erfolgen. Berufliche Äußerungen in elektronischen 
Dateiformaten, welche per Fax oder E-Mail oder unter Verwendung 
ähnlicher Formen der elektronischen Kommunikation (speicher- und 
wiedergabefähig und nicht mündlich dh zB SMS aber nicht Telefon) 
erfolgen, übermittelt oder bestätigt werden, gelten als schriftlich; dies gilt 
ausschließlich für berufliche Äußerungen. Das Risiko der Erteilung der 
beruflichen Äußerungen durch dazu Nichtbefugte und das Risiko der 
Übersendung dieser trägt der Auftraggeber. 

(3) (Kommunikation an den Auftraggeber) Der Auftraggeber stimmt hiermit 
zu, dass der Auftragnehmer elektronische Kommunikation mit dem 
Auftraggeber (zB via E-Mail) in unverschlüsselter Form vornimmt. Der Auf- 
traggeber erklärt, über die mit der Verwendung elektronischer Kom- 
munikation verbundenen Risiken (insbesondere Zugang, Geheimhaltung, 
Veränderung von Nachrichten im Zuge der Übermittlung) informiert zu sein. 
Der Auftragnehmer, seine Mitarbeiter, sonstigen Erfüllungsgehilfen oder 
Substitute haften nicht für Schäden, die durch die Verwendung elek- 
tronischer Kommunikationsmittel verursacht werden. 

(4) (Kommunikation an den Auftragnehmer) Der Empfang und die Weiter- 
leitung von Informationen an den Auftragnehmer und seine Mitarbeiter sind 
bei Verwendung von Telefon – insbesondere in Verbindung mit auto- 
matischen Anrufbeantwortungssystemen, Fax, E-Mail und anderen Formen 
der elektronischen Kommunikation – nicht immer sichergestellt. Aufträge 
und wichtige Informationen gelten daher dem Auftragnehmer nur dann als 
zugegangen, wenn sie auch physisch (nicht (fern-)mündlich oder 
elektronisch) zugegangen sind, es sei denn, es wird im Einzelfall der 
Empfang ausdrücklich bestätigt. Automatische Übermittlungs- und Lese- 
bestätigungen gelten nicht als solche ausdrücklichen Empfangs- 
bestätigungen. Dies gilt insbesondere für die Übermittlung von Bescheiden 
und anderen Informationen über Fristen. Kritische und wichtige Mit- 
teilungen müssen daher per Post oder Kurier an den Auftragnehmer 
gesandt werden. Die Übergabe von Schriftstücken an Mitarbeiter 
außerhalb der Kanzlei gilt nicht als Übergabe. 

(5) (Allgemein) Schriftlich meint insoweit in Punkt 4 (2) nicht anderes 
bestimmt, Schriftlichkeit iSd § 886 ABGB (Unterschriftlichkeit). Eine fort- 
geschrittene elektronische Signatur (Art. 26 eIDASVO, (EU) Nr. 910/2014) 
erfüllt das Erfordernis der Schriftlichkeit iSd § 886 ABGB (Unter- 
schriftlichkeit), soweit dies innerhalb der Parteiendisposition liegt. 

(6) (Werbliche Information) Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber wie- 
derkehrend allgemeine steuerrechtliche und allgemeine wirtschafts- 
rechtliche Informationen elektronisch (zB per E-Mail) übermitteln. Der Auf- 
traggeber nimmt zur Kenntnis, dass er das Recht hat, der Zusendung von 
Direktwerbung jederzeit zu widersprechen. 

             5. Schutz des geistigen Eigentums des Auftragnehmers 

(1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass die im Rahmen 
des Auftrages vom Auftragnehmer erstellten Berichte, Gutachten, Organi- 
sationspläne, Entwürfe, Zeichnungen, Berechnungen und dergleichen nur 
für Auftragszwecke (z.B. gemäß § 44 Abs 3 EStG 1988) verwendet 
werden. Im Übrigen bedarf die Weitergabe schriftlicher als auch mündlicher 
beruflicher Äußerungen des Auftragnehmers an einen Dritten zur

 Nutzung der schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers. 

(2) Die Verwendung schriftlicher als auch mündlicher beruflicher Äuße- 
rungen des Auftragnehmers zu Werbezwecken ist unzulässig; ein Verstoß 
berechtigt den Auftragnehmer zur fristlosen Kündigung aller noch nicht 
durchgeführten Aufträge des Auftraggebers. 

(3) Dem Auftragnehmer verbleibt an seinen Leistungen das Urheberrecht. 
Die Einräumung von Werknutzungsbewilligungen bleibt der schriftlichen Zu- 
stimmung des Auftragnehmers vorbehalten. 

                                              6. Mängelbeseitigung 

(1) Der Auftragnehmer ist berechtigt und verpflichtet, nachträglich hervor- 
kommende Unrichtigkeiten und Mängel in seiner schriftlichen als auch 
mündlichen beruflichen Äußerung zu beseitigen, und verpflichtet, den 
Auftraggeber hiervon unverzüglich zu verständigen. Er ist berechtigt, auch 
über die ursprüngliche berufliche Äußerung informierte Dritte von der 
Änderung zu verständigen. 

(2) Der Auftraggeber hat Anspruch auf die kostenlose Beseitigung von 
Unrichtigkeiten, sofern diese durch den Auftragnehmer zu vertreten sind; 
dieser Anspruch erlischt sechs Monate nach erbrachter Leistung des 
Auftragnehmers bzw. – falls eine schriftliche berufliche Äußerung nicht 
abgegeben wird – sechs Monate nach Beendigung der beanstandeten 
Tätigkeit des Auftragnehmers. 

(3) Der Auftraggeber hat bei Fehlschlägen der Nachbesserung etwaiger 
Mängel Anspruch auf Minderung. Soweit darüber hinaus Schadenersatz- 
ansprüche bestehen, gilt Punkt 7. 

                                                  7. Haftung 

(1) Sämtliche Haftungsregelungen gelten für alle Streitigkeiten im 
Zusammenhang mit dem Auftragsverhältnis, gleich aus welchem 
Rechtsgrund. Der Auftragnehmer haftet für Schäden im Zusammenhang 
mit dem Auftragsverhältnis (einschließlich dessen Beendigung) nur bei 
Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Die Anwendbarkeit des § 1298 Satz 2 
ABGB wird ausgeschlossen. 

(2) Im Falle grober Fahrlässigkeit beträgt die Ersatzpflicht des Auftrag- 
nehmers höchstens das zehnfache der Mindestversicherungssumme der 
Berufshaftpflichtversicherung gemäß § 11 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 
2017 (WTBG 2017) in der jeweils geltenden Fassung. 

(3) Die Beschränkung der Haftung gemäß Punkt 7 (2) bezieht sich auf den 
einzelnen Schadensfall. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Fol- 
gen einer Pflichtverletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem 
oder in mehreren aufeinander folgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt 
mehrfaches auf gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun 
oder Unterlassen als eine einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betref- 
fenden Angelegenheiten miteinander in rechtlichem und wirtschaftlichem 
Zusammenhang stehen. Ein einheitlicher Schaden bleibt ein einzelner 
Schadensfall, auch wenn er auf mehreren Pflichtverletzungen beruht. 
Weiters ist, außer bei vorsätzlicher Schädigung, eine Haftung des Auftrag- 
nehmers für entgangenen Gewinn sowie Begleit-, Folge-, Neben oder 
ähnliche Schäden, ausgeschlossen. 

(4) Jeder Schadenersatzanspruch kann nur innerhalb von sechs Monaten 
nachdem der oder die Anspruchsberechtigten von dem Schaden Kenntnis 
erlangt haben, spätestens aber innerhalb von drei Jahren ab Eintritt des 
(Primär)Schadens nach dem anspruchsbegründenden Ereignis gerichtlich 
geltend gemacht werden, sofern nicht in gesetzlichen Vorschriften zwingend 
andere Verjährungsfristen festgesetzt sind. 

(5) Im Falle der (tatbestandsmäßigen) Anwendbarkeit des § 275 UGB 
gelten dessen Haftungsnormen auch dann, wenn an der Durchführung des 
Auftrages mehrere Personen beteiligt gewesen oder mehrere zum Ersatz 
verpflichtende Handlungen begangen worden sind und ohne Rücksicht 
darauf, ob andere Beteiligte vorsätzlich gehandelt haben. 

(6) In Fällen, in denen ein förmlicher Bestätigungsvermerk erteilt wird, 
beginnt die Verjährungsfrist spätestens mit Erteilung des Bestätigungs- 
vermerkes zu laufen. 

(7) Wird die Tätigkeit unter Einschaltung eines Dritten, z.B. eines Daten ver- 
arbeitenden Unternehmens, durchgeführt, so gelten mit Benachrichtigung 
des Auftraggebers darüber nach Gesetz oder Vertrag be- oder entstehende 
Gewährleistungs- und Schadenersatzansprüche gegen den Dritten als an 
den Auftraggeber abgetreten. Der Auftragnehmer haftet, un- beschadet 
Punkt 4. (3), diesfalls nur für Verschulden bei der Auswahl des Dritten. 

(8) Eine Haftung des Auftragnehmers Dritten gegenüber ist in jedem Fall 
ausgeschlossen. Geraten Dritte mit der Arbeit des Auftragnehmers wegen 
des Auftraggebers in welcher Form auch immer in Kontakt hat der 
Auftraggeber diese über diesen Umstand ausdrücklich aufzuklären. Soweit
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ein solcher Haftungsausschluss gesetzlich nicht zulässig ist oder eine 
Haftung gegenüber Dritten vom Auftragnehmer ausnahmsweise übernom- 
men wurde, gelten subsidiär diese Haftungsbeschränkungen jedenfalls 
auch gegenüber Dritten. Dritte können jedenfalls keine Ansprüche stellen, 
die über einen allfälligen Anspruch des Auftraggebers hinausgehen. Die 
Haftungshöchstsumme gilt nur insgesamt einmal für alle Geschädigten, 
einschließlich der Ersatzansprüche des Auftraggebers selbst, auch wenn 
mehrere Personen (der Auftraggeber und ein Dritter oder auch mehrere 
Dritte) geschädigt worden sind; Geschädigte werden nach ihrem 
Zuvorkommen befriedigt. Der Auftraggeber wird den Auftragnehmer und 
dessen Mitarbeiter von sämtlichen Ansprüchen Dritter im Zusammenhang 
mit der Weitergabe schriftlicher als auch mündlicher beruflicher Äuße- 
rungen des Auftragnehmers an diese Dritte schad- und klaglos halten. 

(9) Punkt 7 gilt auch für allfällige Haftungsansprüche des Auftraggebers im 
Zusammenhang mit dem Auftragsverhältnis gegenüber Dritten (Erfüllungs- 
und Besorgungsgehilfen des Auftragnehmers) und den Substituten des 
Auftragnehmers. 

                         8. Verschwiegenheitspflicht, Datenschutz 

(1) Der Auftragnehmer ist gemäß § 80 WTBG 2017 verpflichtet, über alle 
Angelegenheiten, die ihm im Zusammenhang mit seiner Tätigkeit für den 
Auftraggeber bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, 
dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht entbindet oder 
gesetzliche Äußerungspflichten entgegen stehen. 

(2) Soweit es zur Verfolgung von Ansprüchen des Auftragnehmers  (ins- 
besondere Ansprüche auf Honorar) oder zur Abwehr von Ansprüchen 
gegen den Auftragnehmer (insbesondere Schadenersatzansprüche des 
Auftraggebers oder Dritter gegen den Auftragnehmer) notwendig ist, ist der 
Auftragnehmer von seiner beruflichen Verschwiegenheitspflicht entbunden. 

(3) Der Auftragnehmer darf Berichte, Gutachten und sonstige schriftliche 
berufliche Äußerungen über die Ergebnisse seiner Tätigkeit Dritten nur mit 
Einwilligung des Auftraggebers aushändigen, es sei denn, dass eine 
gesetzliche Verpflichtung hierzu besteht. 

(4) Der Auftragnehmer ist datenschutzrechtlich Verantwortlicher im Sinne 
der Datenschutz-Grundverordnung („DSGVO“) hinsichtlich aller im Rah- 
men des Auftrages verarbeiteter personenbezogenen Daten. Der Auf- 
tragnehmer ist daher befugt, ihm anvertraute personenbezogene Daten im 
Rahmen der Grenzen des Auftrages zu verarbeiten. Dem Auftragnehmer 
überlassene Materialien (Papier und Datenträger) werden grundsätzlich 
nach Beendigung der diesbezüglichen Leistungserbringung dem Auftrag- 
geber oder an vom Auftraggeber namhaft gemachte Dritte übergeben oder 
wenn dies gesondert vereinbart ist vom Auftragnehmer verwahrt oder 
vernichtet. Der Auftragnehmer ist berechtigt Kopien davon aufzubewahren 
soweit er diese zur ordnungsgemäßen Dokumentation seiner Leistungen 
benötigt oder es rechtlich geboten oder berufsüblich ist. 

(5) Sofern der Auftragnehmer den Auftraggeber dabei unterstützt, die den 
Auftraggeber als datenschutzrechtlich Verantwortlichen treffenden Pflichten 
gegenüber Betroffenen zu erfüllen, so ist der Auftragnehmer berechtigt, 
den entstandenen tatsächlichen Aufwand an den Auftraggeber zu verrech- 
nen. Gleiches gilt, für den Aufwand der für Auskünfte im Zusammenhang 
mit dem Auftragsverhältnis anfällt, die nach Entbindung von der Verschwie- 
genheitspflicht durch den Auftraggeber gegenüber Dritten diesen Dritten 
erteilt werden. 

                       9. Rücktritt und Kündigung („Beendigung“) 

 (1) Die Erklärung der Beendigung eines Auftrags hat schriftlich zu erfolgen 
(siehe auch Punkt. 4 (4) und (5)). Das Erlöschen einer bestehenden 
Vollmacht bewirkt keine Beendigung des Auftrags. 

(2) Soweit nicht etwas anderes schriftlich vereinbart oder gesetzlich 
zwingend vorgeschrieben ist, können die Vertragspartner den Vertrag 
jederzeit mit sofortiger Wirkung beendigen. Der Honoraranspruch bestimmt 
sich nach Punkt 11. 

(3) Ein Dauerauftrag (befristeter oder unbefristeter Auftrag über, wenn auch 
nicht ausschließlich, die Erbringung wiederholter Einzelleistungen, auch mit 
Pauschalvergütung) kann allerdings, soweit nichts anderes schriftlich 
vereinbart ist, ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes nur unter Ein- 
haltung einer Frist von drei Monaten („Beendigungsfrist“) zum Ende eines 
Kalendermonats beendet werden. 

(4) Nach Erklärung der Beendigung eines Dauerauftrags – sind, soweit im 
Folgenden nicht abweichend bestimmt, nur jene einzelnen Werke vom 
Auftragnehmer noch fertigzustellen (verbleibender Auftragsstand), deren 
vollständige Ausführung innerhalb der Beendigungsfrist (grundsätzlich) 
möglich ist, soweit diese innerhalb eines Monats nach Beginn des Laufs 
der Beendigungsfrist dem Auftraggeber schriftlich im Sinne des Punktes 4 
(2) bekannt gegeben werden. Der verbleibende Auftragsstand ist innerhalb 
der Beendigungsfrist fertig zu stellen, sofern sämtliche erforderlichen

Unterlagen rechtzeitig zur Verfügung gestellt werden und soweit nicht ein 
wichtiger Grund vorliegt, der dies hindert. 

(5) Wären bei einem Dauerauftrag mehr als 2 gleichartige, üblicherweise 
nur einmal jährlich zu erstellende Werke (z.B. Jahresabschlüsse, Steuer- 
erklärungen etc.) fertig zu stellen, so zählen die über 2 hinaus gehenden 
Werke nur bei ausdrücklichem Einverständnis des Auftraggebers zum ver- 
bleibenden Auftragsstand. Auf diesen Umstand ist der Auftraggeber in der 
Bekanntgabe gemäß Punkt 9 (4) gegebenenfalls ausdrücklich hinzuweisen. 

   10. Beendigung bei Annahmeverzug und unterlassener Mitwirkung des 
              Auftraggebers und rechtlichen Ausführungshindernissen 

(1) Kommt der Auftraggeber mit der Annahme der vom Auftragnehmer an- 
gebotenen Leistung in Verzug oder unterlässt der Auftraggeber eine ihm 
nach Punkt 2. oder sonst wie obliegende Mitwirkung, so ist der Auftrag- 
nehmer zur fristlosen Beendigung des Vertrages berechtigt. Gleiches gilt, 
wenn der Auftraggeber eine (auch teilweise) Durchführung des Auftrages 
verlangt, die, nach begründetem Dafürhalten des Auftragnehmers, nicht der 
Rechtslage oder berufsüblichen Grundsätzen entspricht. Seine Honorar- 
ansprüche bestimmen sich nach Punkt 11. Annahmeverzug sowie unter- 
lassene Mitwirkung seitens des Auftraggebers begründen auch dann den 
Anspruch des Auftragnehmers auf Ersatz der ihm hierdurch entstandenen 
Mehraufwendungen sowie des verursachten Schadens, wenn der Auftrag- 
nehmer von seinem Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht. 

(2) Bei Verträgen über die Führung der Bücher, die Vornahme der 
Personalsachbearbeitung oder Abgabenverrechnung ist eine fristlose 
Beendigung durch den Auftragnehmer gemäß Punkt 10 (1) zulässig, wenn 
der Auftraggeber seiner Mitwirkungspflicht gemäß Punkt 2. (1) zweimal 
nachweislich nicht nachkommt. 

                                    11. Honoraranspruch 

(1) Unterbleibt die Ausführung des Auftrages (z.B. wegen Rücktritt oder 
Kündigung), so gebührt dem Auftragnehmer gleichwohl das vereinbarte 
Entgelt (Honorar), wenn er zur Leistung bereit war und durch Umstände, 
deren Ursache auf Seiten des Auftraggebers liegen, ein bloßes Mit- 
verschulden des Auftragnehmers bleibt diesbezüglich außer Ansatz, daran 
gehindert worden ist; der Auftragnehmer braucht sich in diesem Fall nicht 
anrechnen zu lassen, was er durch anderweitige Verwendung seiner und 
seiner Mitarbeiter Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben unterlässt. 

(2)  Bei Beendigung eines Dauerauftrags gebührt das vereinbarte Entgelt 
für den verbleibenden Auftragsstand, sofern er fertiggestellt wird oder dies 
aus Gründen, die dem Auftraggeber zuzurechnen sind, unterbleibt (auf 
Punkt 11. (1) wird verwiesen). Vereinbarte Pauschalhonorare sind gege- 
benenfalls zu aliquotieren. 

(3) Unterbleibt eine zur Ausführung des Werkes erforderlicheMitwirkung des 
Auftraggebers, so ist der Auftragnehmer auch berechtigt, ihm zur Nach- 
holung eine angemessene Frist zu setzen mit der Erklärung, dass nach 
fruchtlosem Verstreichen der Frist der Vertrag als aufgehoben gelte, im 
Übrigen gelten die Folgen des Punkt 11. (1). 

(4)  Bei Nichteinhaltung der Beendigungsfrist gemäß Punkt 9. (3) durch den 
Auftraggeber, sowie bei Vertragsauflösung gemäß Punkt 10. (2) durch den 
Auftragnehmer behält der Auftragnehmer den vollen Honoraranspruch für 
drei Monate. 

                                   12. Honorar 

(1) Sofern nicht ausdrücklich Unentgeltlichkeit vereinbart ist, wird jedenfalls 
gemäß § 1004 und § 1152 ABGB eine angemessene Entlohnung geschul- 
det. Höhe und Art des Honoraranspruchs des Auftragnehmers ergeben sich 
aus der zwischen ihm und seinem Auftraggeber getroffenen Vereinbarung. 
Sofern nicht nachweislich eine andere Vereinbarung getroffen wurde sind 
Zahlungen des Auftraggebers immer auf die älteste Schuld anzurechnen. 

(2)   Die kleinste verrechenbare Leistungseinheit beträgt eine Viertelstunde. 

(3)   Auch die Wegzeit wird im notwendigen Umfang verrechnet. 

(4) Das Aktenstudium in der eigenen Kanzlei, das nach Art und Umfang zur 
Vorbereitung des Auftragnehmers notwendig ist, kann gesondert 
verrechnet werden. 

(5) Erweist sich durch nachträglich hervorgekommene besondere Um- 
stände oder auf Grund besonderer Inanspruchnahme durch den Auftrag- 
geber ein bereits vereinbartes Entgelt als unzureichend, so hat der Auftrag- 
nehmer den Auftraggeber darauf hinzuweisen und sind Nachverhandlungen 
zur Vereinbarung eines angemessenen Entgelts zu führen (auch bei 
unzureichenden Pauschalhonoraren).
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(6) Der Auftragnehmer verrechnet die Nebenkosten und die Umsatzsteuer 
zusätzlich. Beispielhaft aber nicht abschließend im Folgenden (7) bis (9): 

(7) Zu den verrechenbaren Nebenkosten zählen auch belegte oder pau- 
schalierte Barauslagen, Reisespesen (bei Bahnfahrten 1. Klasse), Diäten, 
Kilometergeld, Kopierkosten und ähnliche Nebenkosten. 

(8) Bei besonderen Haftpflichtversicherungserfordernissen zählen die 
betreffenden Versicherungsprämien (inkl. Versicherungssteuer) zu den 
Nebenkosten. 

(9) Weiters sind als Nebenkosten auch Personal- und Sachaufwendungen 
für die Erstellung von Berichten, Gutachten uä. anzusehen. 

(10) Für die Ausführung eines Auftrages, dessen gemeinschaftliche Erle- 
digung mehreren Auftragnehmern übertragen worden ist, wird von jedem 
das seiner Tätigkeit entsprechende Entgelt verrechnet. 

(11) Entgelte und Entgeltvorschüsse sind mangels anderer Vereinba- 
rungen sofort nach deren schriftlicher Geltendmachung fällig. Für Entgelt- 
zahlungen, die später als 14 Tage nach Fälligkeit geleistet werden, können 
Verzugszinsen verrechnet werden. Bei beiderseitigen Unternehmer- 
geschäften gelten Verzugszinsen in der in § 456 1. und 2. Satz UGB 
festgelegten Höhe. 

(12) Die Verjährung richtet sich nach § 1486 ABGB und beginnt mit Ende 
der Leistung bzw. mit späterer, in angemessener Frist erfolgter Rech- 
nungslegung zu laufen. 

(13) Gegen Rechnungen kann innerhalb von 4 Wochen ab Rechnungs- 
datum schriftlich beim Auftragnehmer Einspruch erhoben werden. 
Andernfalls gilt die Rechnung als anerkannt. Die Aufnahme einer Rech- 
nung in die Bücher gilt jedenfalls als Anerkenntnis. 

(14) Auf die Anwendung des § 934 ABGB im Sinne des § 351 UGB, das 
ist die Anfechtung wegen Verkürzung über die Hälfte für Geschäfte unter 
Unternehmern, wird verzichtet. 

(15) Falls bei Aufträgen betreffend die Führung der Bücher, die Vornahme 
der Personalsachbearbeitung oder Abgabenverrechnung ein Pauschal- 
honorar vereinbart ist, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Verein- 
barung die Vertretungstätigkeit im Zusammenhang mit abgaben und 
beitragsrechtlichen Prüfungen aller Art einschließlich der Abschluss von 
Vergleichen über Abgabenbemessungs- oder Beitragsgrundlagen, Be- 
richterstattung, Rechtsmittelerhebung uä gesondert zu honorieren. Sofern 
nichts anderes schriftlich vereinbart ist, gilt das Honorar als jeweils für ein 
Auftragsjahr vereinbart. 

(16) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen im Zusammenhang mit den 
im Punkt 12. (15) genannten Tätigkeiten, insbesondere Feststellungen 
über das prinzipielle Vorliegen einer Pflichtversicherung, erfolgt nur 
aufgrund eines besonderen Auftrages. 

(17) Der Auftragnehmer kann entsprechende Vorschüsse verlangen und 
seine (fortgesetzte) Tätigkeit von der Zahlung dieser Vorschüsse abhängig 
machen. Bei Daueraufträgen darf die Erbringung weiterer Leistungen bis 
zur Bezahlung früherer Leistungen (sowie allfälliger Vorschüsse gemäß 
Satz 1) verweigert werden. Bei Erbringung von Teilleistungen und offener 
Teilhonorierung gilt dies sinngemäß. 

(18) Eine Beanstandung der Arbeiten des Auftragnehmers berechtigt, 
außer bei offenkundigen wesentlichen Mängeln, nicht zur auch nur 
teilweisen Zurückhaltung der ihm nach Punkt 12. zustehenden Honorare, 
sonstigen Entgelte, Kostenersätze und Vorschüsse (Vergütungen). 

(19) Eine Aufrechnung gegen Forderungen des Auftragnehmers auf 
Vergütungen nach Punkt 12. ist nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig 
festgestellten Forderungen zulässig. 

                                            13. Sonstiges 

(1) Im Zusammenhang mit Punkt 12. (17) wird auf das gesetzliche Zurück- 
behaltungsrecht (§ 471 ABGB, § 369 UGB) verwiesen; wird das Zurück- 
behaltungsrecht zu Unrecht ausgeübt, haftet der Auftragnehmer grund- 
sätzlich gemäß Punkt 7. aber in Abweichung dazu nur bis zur Höhe seiner 
noch offenen Forderung. 

(2) Der Auftraggeber hat keinen Anspruch auf Ausfolgung von im Zuge der 
Auftragserfüllung vom Auftragnehmer erstellten Arbeitspapieren und 
ähnlichen Unterlagen. Im Falle der Auftragserfüllung unter Einsatz elektro- 
nischer Buchhaltungssysteme ist der Auftragnehmer berechtigt, nach 
Übergabe sämtlicher vom Auftragnehmer auftragsbezogen damit erstellter 
Daten, für die den Auftraggeber eine Aufbewahrungspflicht trifft, 

in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format an den 
Auftraggeber bzw. an den nachfolgenden Wirtschaftstreuhänder, die Daten 
zu löschen. Für die Übergabe dieser Daten in einem strukturierten, gängigen 
und maschinenlesbaren Format hat der AuftragnehmerAnspruch auf ein 
angemessenes Honorar (Punkt 12 gilt sinngemäß). Ist eine Übergabe dieser 
Daten in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format aus 
besonderen Gründen unmöglich oder untunlich, können diese ersatzweise 
im Vollausdruck übergeben werden. Eine Honorierung steht diesfalls dafür 
nicht zu. 

(3) Der Auftragnehmer hat auf Verlangen und Kosten des Auftraggebers alle 
Unterlagen herauszugeben, die er aus Anlass seiner Tätigkeit von diesem 
erhalten hat. Dies gilt jedoch nicht für den Schriftwechsel zwischen dem 
Auftragnehmer und seinem Auftraggeber und für die Schriftstücke, die der 
Auftraggeber in Urschrift besitzt und für Schriftstücke, die einer Aufbewah- 
rungspflicht nach den für den Auftragnehmer geltenden rechtlichen 
Bestimmungen zur Verhinderung von Geldwäsche unterliegen. Der Auftrag- 
nehmer kann von Unterlagen, die er an den Auftraggeber zurückgibt, 
Abschriften oder Fotokopien anfertigen. Sind diese Unterlagen bereits 
einmal an den Auftraggeber übermittelt worden so hat der Auftragnehmer 
Anspruch auf ein angemessenes Honorar (Punkt 12. gilt sinngemäß). 

(4) Der Auftraggeber hat die dem Auftragsnehmer übergebenen Unterlagen 
nach Abschluss der Arbeiten binnen 3 Monaten abzuholen. Bei Nichtab- 
holung übergebener Unterlagen kann der Auftragnehmer nach zweimaliger 
nachweislicher Aufforderung an den Auftraggeber, übergebene Unterlagen 
abzuholen, diese auf dessen Kosten zurückstelle  und/oder ein angemes- 
senes Honorar in Rechnung stellen (Punkt 12. gilt sinngemäß). Die weitere 
Aufbewahrung kann auch auf Kosten des Auftraggebers durch Dritte 
erfolgen. Der Auftragnehmer haftet im Weiteren nicht für Folgen aus 
Beschädigung, Verlust oder Vernichtung der Unterlagen. 

(5) Der Auftragnehmer ist berechtigt, fällige Honorarforderungen mit 
etwaigen Depotguthaben, Verrechnungsgeldern, Treuhandgeldern oder 
anderen in seiner Gewahrsame befindlichen liquiden Mitteln auch bei aus- 
drücklicher Inverwahrungnahme zu kompensieren, sofern der Auftraggeber 
mit einem Gegenanspruch des Auftragnehmers rechnen musste. 

(6) Zur Sicherung einer bestehenden oder künftigen Honorarforderung ist 
der Auftragnehmer berechtigt, ein finanzamtliches Guthaben oder ein 
anderes Abgaben- oder Beitragsguthaben des Auftraggebers auf ein Ander- 
konto zu transferieren. Diesfalls ist der Auftraggeber vom erfolgten Transfer 
zu verständigen. Danach kann der sichergestellte Betrag entweder im 
Einvernehmen mit dem Auftraggeber oder bei Vollstreckbarkeit der Honorar- 
forderung eingezogen werden. 

             14. Anzuwendendes Recht, Erfüllungsort, Gerichtsstand 

(1) Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden 
Ansprüche gilt ausschließlich österreichisches Recht unter Ausschluss des 
nationalen Verweisungsrechts. 

(2) Erfüllungsort ist der Ort der beruflichen Niederlassung des Auftrag- 
nehmers. 

(3) Gerichtsstand ist – mangels abweichender schriftlicher Vereinbarung – 
das sachlich zuständige Gericht des Erfüllungsortes.
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            15. Ergänzende Bestimmungen für Verbrauchergeschäfte 

(1) Für Verträge zwischen Wirtschaftstreuhändern und Verbrauchern 
gelten die zwingenden Bestimmungen des Konsumentenschutzgesetzes. 

(2) Der Auftragnehmer haftet nur für vorsätzliche und grob fahrlässig ver- 
schuldete Verletzung der übernommenen Verpflichtungen. 

(3) Anstelle der im Punkt 7 Abs 2 normierten Begrenzung ist auch im Falle 
grober Fahrlässigkeit die Ersatzpflicht des Auftragnehmers nicht begrenzt. 

(4) Punkt 6 Abs 2 (Frist für Mängelbeseitigungsanspruch) und Punkt 7 Abs 
4 (Geltendmachung der Schadenersatzansprüche innerhalb einer be- 
stimmten Frist) gilt nicht. 

(5) Rücktrittsrecht gemäß § 3 KSchG: 

Hat der Verbraucher seine Vertragserklärung nicht in den vom Auftrag- 
nehmer dauernd benützten Kanzleiräumen abgegeben, so kann er von 
seinem Vertragsantrag oder vom Vertrag zurücktreten. Dieser Rücktritt 
kann bis zum Zustandekommen des Vertrages oder danach binnen einer 
Woche erklärt werden; die Frist beginnt mit der Ausfolgung einer Urkunde, 
die zumindest den Namen und die Anschrift des Auftragnehmers sowie 
eine Belehrung über das Rücktrittsrecht enthält, an den Verbraucher, 
frühestens jedoch mit dem Zustandekommen des Vertrages zu laufen. 
Das Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu, 

     1. wenn er selbst die geschäftliche Verbindung mit dem Auftragnehmer 
oder dessen Beauftragten zwecks Schließung dieses  Vertrages ange- 
bahnt hat, 

    2. wenn dem Zustandekommen des Vertrages keine Besprechungen 
zwischen den Beteiligten oder ihren Beauftragten vorangegangen sind 
oder 

    3. bei Verträgen, bei denen die beiderseitigen Leistungen sofort zu 
erbringen sind, wenn sie üblicherweise von Auftragnehmern außerhalb 
ihrer Kanzleiräume geschlossen werden und das vereinbarte Entgelt € 15 
nicht übersteigt. 

Der Rücktritt bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit der Schriftform. Es 
genügt, wenn der Verbraucher ein Schriftstück, das seine Vertrags- 
erklärung oder die des Auftragnehmers enthält, dem Auftragnehmer mit 
einem Vermerk zurückstellt, der erkennen lässt, dass der Verbraucher das 
Zustandekommen oder die Aufrechterhaltung des Vertrages ablehnt. Es 
genügt, wenn die Erklärung innerhalb einer Woche abgesendet wird. 

Tritt der Verbraucher gemäß § 3 KSchG vom Vertrag zurück, so hat Zug 
um Zug 

    1. der Auftragnehmer alle empfangenen Leistungen samt gesetzlichen 
Zinsen vom Empfangstag an zurückzuerstatten und den vom Verbraucher 
auf die Sache gemachten notwendigen und nützlichen Aufwand zu 
ersetzen, 

    2. der Verbraucher dem Auftragnehmer den Wert der Leistungen zu 
vergüten, soweit sie ihm zum klaren und überwiegenden Vorteil gereichen. 

Gemäß § 4 Abs 3 KSchG bleiben Schadenersatzansprüche unberührt. 

(6) Kostenvoranschläge gemäß § 5 KSchG: 

Für die Erstellung eines Kostenvoranschlages im Sinn des § 1170a ABGB 
durch den Auftragnehmer hat der Verbraucher ein Entgelt nur dann zu 
zahlen, wenn er vorher auf diese Zahlungspflicht hingewiesen worden ist. 

Wird dem Vertrag ein Kostenvoranschlag des Auftragnehmers zugrunde 
gelegt, so gilt dessen Richtigkeit als gewährleistet, wenn nicht das Gegen- 
teil ausdrücklich erklärt ist. 

(7) Mängelbeseitigung: Punkt 6 wird ergänzt: 

 Ist der Auftragnehmer nach § 932 ABGB verpflichtet, seine Leistungen zu 
verbessern oder Fehlendes nachzutragen, so hat er diese Pflicht zu 
erfüllen, an dem Ort, an dem die Sache übergeben worden ist. Ist es für 
den Verbraucher tunlich, die Werke und Unterlagen vom Auftragnehmer 
gesendet zu erhalten, so kann dieser diese Übersendung auf seine Gefahr 
und Kosten vornehmen. 

(8) Gerichtsstand: Anstelle Punkt 14. (3) gilt: 

Hat der Verbraucher im Inland seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt oder ist er im Inland beschäftigt, so kann für eine Klage gegen 

ihn nach den §§ 88, 89, 93 Abs 2 und 104 Abs1 JN nur die Zuständigkeit 
eines Gerichtes begründet werden, in dessen Sprengel der Wohnsitz, der 
gewöhnliche Aufenthalt oder der Ort der Beschäftigung liegt. 

(9) Verträge über wiederkehrende Leistungen: 

    (a) Verträge, durch die sich der Auftragnehmer zu Werkleistungen und 
der Verbraucher zu wiederholten Geldzahlungen verpflichten und die für 
eine unbestimmte oder eine ein Jahr übersteigende Zeit geschlossen wor- 
den sind, kann der Verbraucher unter Einhaltung einer zweimonatigen Frist 
zum Ablauf des ersten Jahres, nachher zum Ablauf jeweils eines halben 
Jahres kündigen. 

    (b) Ist die Gesamtheit der Leistungen eine nach ihrer Art unteilbare Lei- 
stung, deren Umfang und Preis schon bei der Vertragsschließung bestimmt 
sind, so kann der erste Kündigungstermin bis zum Ablauf des zweiten 
Jahres hinausgeschoben werden. In solchen Verträgen kann die Kün- 
digungsfrist auf höchstens sechs Monate verlängert werden. 

    (c) Erfordert die Erfüllung eines bestimmten, in lit. a) genannten Vertrages 
erhebliche Aufwendungen des Auftragnehmers und hat er dies dem Ver- 
braucher spätestens bei der Vertragsschließung bekannt gegeben, so 
können den Umständen angemessene, von den in lit. a) und b) genannten 
abweichende Kündigungstermine und Kündigungsfristen vereinbart werden. 

    (d) Eine Kündigung des Verbrauchers, die nicht fristgerecht aus- 
gesprochen worden ist, wird zum nächsten nach Ablauf der Kündigungsfrist 
liegenden Kündigungstermin wirksam. 
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